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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1 . Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


In welcher Form wird die Bundesregierung 
insbesondere die kulturellen und völkerverbin- 
denden Aufgaben des Generalkonsulates in 
Temesvar (Rumänien) nach einer eventuellen 
Schließung dieser Einrichtung fortführen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 16. Februar 2000 

Die bisher vom Generalkonsulat (GK) Temesvar wahrgenommenen 
Aufgaben wurden zum Jahresbeginn 2000 auf das Generalkonsulat 
in Hermannstadt übertragen. Die Visastelle in Temeswar bleibt noch 
in Betrieb, bis die entsprechende Schalterkapazität in Hermannstadt 
gegeben ist (Frühsommer 2000). Die kulturellen und völkerverbin- 
denden Aufgaben im Amtsbezirk des bisherigen GK Temesvar wer- 
den vom GK Hermannstadt durch verstärkte Betreuung der Region 
wahrgenommen. Auch die Botschaft Bukarest bezieht den Bezirk 
noch intensiver in ihre Aktivitäten ein. Im Übrigen ist vorgesehen, in 
Temesvar einen Honorarkonsul als kompetenten Ansprechpartner 
vor Ort zu ernennen und von Hermannstadt aus regelmäßige Konsu- 
larsprechtage abzuhalten. Nach der Schließung der Visastelle in Te- 
mesvar wird durch den Einsatz von Ortskräften sichergestellt, dass 
Pass- und Visaanträge von bona-fide-Antragstellern weiterhin in Te- 
mesvar angenommen und nach Bearbeitung in Hermannstadt wie- 
der in Temesvar ausgegeben werden können. 


2. Abgeordneter 

Peter 

Götz 

(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Folgen 
für die in Rumänien verbliebenen Angehöri- 
gen der deutschen Minderheit ein? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 16. Februar 2000 

Die in der Antwort zu Frage 1 dargelegten Anschlussmaßnahmen 
tragen wesentlich dazu bei, die Folgen der Schließung des GK Te- 
mesvar für die Angehörigen der deutschen Minderheit so gering wie 
möglich zu halten. Durch Konsularsprechtage sowie Antragsannah- 
me und -ausgabe in Temesvar wird die Notwendigkeit für Deutsch- 
stämmige, den langen Weg nach Hermannstadt (225 km Luftlinie, 
300 Straßenküometer) für eine persönliche Vorsprache beim Gene- 
ralkonsulat auf sich zu nehmen, erheblich vermindert. Die Anträge 
der in größerer Entfernung von Temesvar lebenden Deutschstämmi- 
gen, die schon jetzt in der Regel von den „Foren“ der deutschen 
Minderheit gesammelt und per Boten an das GK überbracht wer- 
den, können künftig über Temesvar nach Hermannstadt weitergelei- 
tet oder unmittelbar dorthin gesandt werden. 



Drucksache 14/2816 


- 2 - 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Das Auswärtige Amt ist zuversichtlich, dass die vorgesehenen Maß- 
nahmen die durch die Schließung des GK Temesvar für die Angehö- 
rigen der deutschen Minderheit entstehenden Erschwernisse abmil- 
dern können und die wesentlichen Interessen der Betroffenen damit 
gewahrt werden. 


3. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Gilt die Aussage des Bundeskanzlers vor dem 
Internationalen Holocaust-Forum in Stock- 
holm vom 26. Januar 2000 - „einen Schluss- 
strich unter die deutsche Geschichte kann nie- 
mand ziehen“ (vgl. dpa-Meldung vom 26. Ja- 
nuar 2000) - nach dem Willen der Bundesre- 
gierung auch für die Aufarbeitung der Vertrei- 
bung der Deutschen am Ende des Zweiten 
Weltkrieges und danach? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 15. Februar 2000 

Die Aussage „einen Schlussstrich unter die deutsche Geschichte 
kann niemand ziehen“ trifft für alle Aspekte der deutschen Ge- 
schichte, auch für die Vertreibung der Deutschen am Ende des Zwei- 
ten Weltkrieges zu. Gerade im Verhältnis zu unseren Nachbarn im 
östlichen Mitteleuropa, insbesondere zu Polen und zur Tschechi- 
schen Republik, in denen die Vertreibung der Deutschen bis zum 
Fall des kommunistischen Systems im Jahr 1989 weitgehend tabui- 
siert war, hat sich durch eine offene Zusammenarbeit z. B. von Hi- 
storikern eine neue Perspektive bei der Aufarbeitung der gemeinsa- 
men Geschichte eröffnet. Dies hat dann auch Eingang in offizielle 
Dokumente gefunden, z. B. in die Deutsch-Tschechische Erklärung 
vom Januar 1997, in der die tschechische Seite bedauert, dass durch 
die Vertreibung unschuldigen Menschen viel Feld und Unrecht zu- 
gefügt wurde. 


4. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Auf welcher Rechtsgrundlage der EU-Verträ- 
ge fußen die von der deutschen Bundesregie- 
rung maßgeblich initiierten Sanktionsbe- 
schlüsse der EU-Mitgliedstaaten gegen das 
Nachbarland Österreich und dessen aufgrund 
einer demokratischen Wahl zustande gekom- 
mene Bundesregierung, und werden ggf. 
durch die koordinierten Beschlüsse der einzel- 
nen EU-Regierungen anstelle eines Beschlus- 
ses durch die EU-Gremien nicht bewusst die 
EU-Verträge umgangen? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 16. Februar 2000 

Die 14 EU-Mitgliedstaaten haben in ab gestimmter Weise bilateral 
auf die Regierungsbildung in Österreich unter Beteiligung der FPÖ 
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reagiert. Sie haben von ihrer Möglichkeit Gebrauch gemacht, ihre bi- 
lateralen Beziehungen zur österreichischen Regierung so zu gestal- 
ten, wie dies im Interesse der gemeinsamen Grundwerte der Frei- 
heit, Demokratie, der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit 
geboten ist. Einer ausdrücklichen Ermächtigung im EU-Vertrag be- 
durfte es dafür nicht. 


5. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass durch die Sanktionsbeschlüsse gegen die 
Regierungsbüdung in Österreich ein Präze- 
denzfall der Einmischung in rein innenpoliti- 
sche Fragen eines EU-Mitgliedslandes ge- 
schaffen wurde mit der Folge, dass die EU 
oder einzelne Regierungen der EU-Mitglied- 
staaten sich auch in Fragen der Regierungsbil- 
dung in Deutschland oder in einem deutschen 
Bundesland (z. B. Koalition aus SPD und 
PDS in Mecklenburg-Vorpommern) einmi- 
schen können, und wie begründet sie ihre Auf- 
fassung? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 16. Februar 2000 

Nein. Die Bundesregierung betrachtet das Vorgehen nicht als Einmi- 
schung in die rein inneren Angelegenheiten Österreichs, sondern als 
eine legitime und notwendige Reaktion im Interesse der oben ge- 
nannten Grundwerte. 


6. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang ist die Bundesregierung 
in die nach Presseberichten bereits in drei Mo- 
naten geplante „Wehrmachtsausstellung“ in 
den Vereinigten Staaten von Amerika, die auf- 
grund offenkundiger historischer falscher Zu- 
ordnungen und anderer Ungereimheiten im 
November 1999 geschlossen werden musste, 
eingebunden bzw. auf welche Art und Weise 
unterstützt sie dieses Vorhaben, das wesentli- 
chen Einfluss auf das Bild der Deutschen in 
den USA haben wird? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 18. Februar 2000 

Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundestag wiederholt, zu- 
letzt in der Aktuellen Stunde am 3. November 1999, mitgeteilt, dass 
sie sich an der Präsentation der Ausstellung „Vernichtungskrieg - 
Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944“ in den USA weder offiziell 
beteiligt noch sie finanziell unterstützt. 
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7. Abgeordneter 

Johannes 

Singhammer 

(CDU/CSU) 


Wird von Seiten der Bundesregierung vor der 
neuerlichen Eröffnung der „Wehrmachtsaus- 
stellung“ aufgrund der bislang gemachten ne- 
gativen Erfahrungen eine vollständige sach- 
liche und fachliche Prüfung der Ausstellung 
vorgenommen, und wenn ja, von wem? 


Antwort des Staatsministers Dr. Christoph Zöpel 
vom 18. Februar 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, auf die inhaltliche Gestal- 
tung einer Ausstellung in privater Trägerschaft Einfluss zu nehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


8. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Steht die Bundesregierung nach wie vor zu 
dem vom Deutschen Bundestag am 25. Juni 
1992 bestätigten Beschluss der Unabhängigen 
Eöderalismuskommission von Deutschem 
Bundestag und Bundesrat (Drucksache 
12/2853), wonach neue Bundeseinrichtungen 
und -institutionen grundsätzlich in den neuen 
Eändern anzusiedeln sind (Ziffer IE 1. des 
Beschlusses), und wie begründet die Bundes- 
regierung im Eichte dieses Beschlusses die 
Absicht des Bundesministeriums für Bildung 
und Eorschung eine „Deutsche Stiftung 
Eriedensforschung“ gerade nicht in den neuen 
Bundesländern, sondern in Niedersachsen 
anzusiedeln? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 21. Februar 2000 

Die Bundesregierung wird in Vollzug der Beschlüsse der Unabhängi- 
gen Föderalismuskommission weiterhin für eine angemessene Prä- 
senz von Bundeseinrichtungen in den neuen Eändern sorgen. 

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung, die als unselbständige 
Stiftung in Treuhänderschaft errichtet wird, hat wegen der themati- 
schen Nähe der Friedensforschung zur zukunftsgerechten, nachhalti- 
gen Entwicklung die Deutsche Bundesstiftung Umwelt (DBU) als 
Treuhänder gewählt. Diese Zuordnung entspricht der vom Bundes- 
ministerium für Bildung und Forschung bereits für das Haushalts- 
jahr 1999 praktizierten Systematik. Neben der Thematik waren 
Struktur, Stärke und Erfahrung der DBU ausschlaggebend. 
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9. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Welche Bundeseinrichtungen und -institutio- 
nen sind seit diesem vom Deutschen Bundes- 
tag bestätigten Beschluss der Föderalismus- 
kommission insgesamt neu errichtet worden, 
und welche Gründe waren jeweils für die ent- 
sprechenden Sitzentscheidungen maßgebend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 21. Februar 2000 

Folgende Bundeseinrichtungen und -institutionen - geordnet nach 
Zuständigkeitsbereichen - sind seit dem vom Deutschen Bundestag 
am 25. Juni 1992 bestätigten Beschluss der Unabhängigen Föderalis- 
muskommission neu errichtet worden: 

1. Bundesministerium des Innern: 

In den neuen Ländern: 

Außenstellen des Bundesamtes für die Anerkennung aus- 
ländischer Flüchtlinge aus regionalen Gründen in: Eisenhütten- 
stadt/Brandenburg; N ostdorf-Horst/Mecklenburg-V orpommern; 
Kollm/Sachsen; Jena und Mühlhausen/Thüringen. 

Dienststellen der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk aus regio- 
nalen Gründen in: Altenburg/Thüringen; Frankfurt (Oder) und 
Potsdam/Brandenburg; Schwerin und Stralsund/Mecklenburg- 
Vorpommern; Chemnitz, Dresden und Leipzig/Sachsen; Halle 
und Magdeburg/Sachsen-Anhalt; Erfurt/Thüringen. 

Das Bundesgrenzschutzamt in Chemnitz/Sachsen aus polizeifach- 
lichen Gründen. 

Die Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur in Berlin (ehe- 
maliger Ostteil der Stadt) aus historisch-politischen Gründen. 

In den alten Ländern: 

Außenstellen des Bundesamtes für die Anerkennung ausländi- 
scher Flüchlinge aus regionalen Gründen in: Freiburg, Ludwigs- 
burg und Reutlingen/Baden-Württemberg; Bayreuth, Deggen- 
dorf, Landsberg, Würzburg und Zirndorf/Bayern; Frankfurt/ 
Flughafen, Gießen und Schwalbach/Hessen; Bielefeld/Nord- 
rhein-Westfalen; Trier/Rheinland-Pfalz; Lübeck/Schleswig-Hol- 
stein. 

2. Bundesministerium der Finanzen: 

Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel (1994), Sitz: 
Frankfurt am Main, da Frankfurt der Banken- und Börsenplatz 
ist. 
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3. Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 

Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V. (1993), Sitz: Gül- 
zow/Mecklenburg-Vorpommern, entsprechend dem Beschluss 
der Unabhängigen Föderalismuskommission. 

4. Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit: 

Bundesamt für Naturschutz (1993), Sitz: Bonn, als Nachfolgeein- 
richtung der Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Land- 
schaftsökologie (früher Sitz: Bonn) als Ausgleichsmaßnahme für 
die Bundesstadt Bonn. 

5. Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen: 

Bundesstelle für Flugunfalluntersuchung, Sitz: Braunschweig/ 
Niedersachsen, als Nachfolgeeinrichtung der Flugunfalluntersu- 
chungsstelle beim Luftfahrt-Bundesamt Braunschweig. 

6. Beauftragter der Bundesregierung für die Angelegenheiten der 
Kultur und der Medien: 

Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas, Sitz: Berlin 
als Standort des Denkmals. 

7. Bundesrechnungshof (BRH): 

Außenstelle des BRH Potsdam/Brandenburg nach Auflösung der 
Außenstelle Berlin (1998). 

Neun Prüfungsämter nach Auflösung der Vorprüfungsstellen der 
unmittelbaren Bundesverwaltung in Berlin, Frankfurt am Main, 
Hamburg, Hannover, Koblenz, Köln, Magdeburg, München und 
Stuttgart. Neben sozialen Aspekten waren für die Auswahl der 
Standorte maßgebend die Nähe zu den zu prüfenden Einrichtun- 
gen und die Nutzung bundeseigener Liegenschaften. 


10. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, in der lau- 
fenden Legislaturperiode weitere Bundesein- 
richtungen und -institutionen zu gründen, und 
wo sollen diese ggf. angesiedelt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 21. Februar 2000 

In Anlehnung an den Koalitionsvertrag sowie im Hinblick auf Anre- 
gungen aus dem parlamentarischen Raum wird innerhalb der Bun- 
desregierung zz. die Gründung eines Deutschen Instituts für Men- 
schenrechte geprüft. Über den Sitz kann derzeit noch nichts gesagt 
werden. 
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1 1 . Abgeordneter 

Dr.-Ing. Rainer 
Jork 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die augen- 
blickliche Verteilung von Bundesinstitutionen 
und -einrichtungen im weitesten Sinne über 
die Länder der Bundesrepublik Deutschland, 
insbesondere unter bevölkerungsproportiona- 
len und strukturpolitischen Gesichtspunkten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 21. Februar 2000 

Der Beschluss der Unabhängigen Föderalismuskommission nennt 
als Ziel eine annähernd ausgewogene Verteilung der Bundesinstitu- 
tionen und -einrichtungen über alle Länder, die auch die Bevölke- 
rungsentwicklung und die Strukturpolitik einschließt. Diese Zielset- 
zung steht im Zusammenhang mit den Vorschlägen der Kommission 
zum Umzug von Regierung und Parlament nach Berlin, zu den Aus- 
gleichsmaßnahmen für Bonn, zur Verlagerung von Bundesinstitutio- 
nen und -einrichtungen in die neuen Länder und zur grundsätzlichen 
Ansiedelung neuer Bundesinstitutionen und -einrichtungen in den 
neuen Ländern. Der Beschluss ist noch nicht vollständig umgesetzt. 
Die augenblickliche Verteilung der Bundesinstitutionen und -einrich- 
tungen entspricht dem derzeitigen Stand der Umsetzung. 


12. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 

Erwin dass Demonstrationen am Brandenburger Tor 

Marschewski und anderen historischen Orten der Berliner 

(Recklinghausen) Mitte durch extremistische Organisationen we- 
(CDU/CSU) gen der Begehung von Straftaten gegen den 

demokratischen Rechtsstaat zu verbieten sind, 
und wenn ja, welche Initiativen beabsichtigt 
die Bundesregierung zu ergreifen, um Verbots- 
verfügungen der Berliner Polizei rechtlich zu- 
sätzlich abzusichern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 22. Februar 2000 

Nach § 15 Versammlungsgesetz können öffentliche Versammlungen 
unter freiem Himmel und Aufzüge verboten oder mit Auflagen ver- 
sehen werden, wenn die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bei de- 
ren Durchführung unmittelbar gefährdet ist. 

Der Begriff der öffentlichen Sicherheit umfasst nach der Rechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 69, 315, 352) 

- den „Schutz zentraler Rechtsgüter wie Leben, Gesundheit, Frei- 
heit, Ehre, Eigentum und Vermögen des Einzelnen“ sowie 

- die „Unversehrtheit der Rechtsordnung“ und 

- die „Unversehrtheit der staatlichen Einrichtungen“. 
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Die Einbeziehung der „Unversehrtheit der Rechtsordnung“ in den 
Schutzbereich der öffentlichen Sicherheit bedeutet, dass jeder Bruch 
einer Norm des positiven Rechts behördliches Eingreifen nach § 15 
Versammlungsgesetz rechtfertigt. Zu den Normen des positiven 
Rechts zählen selbstverständlich auch die Strafvorschriften. 

Der Vollzug des Versammlungsgesetzes ist gemäß Artikel 83 Grund- 
gesetz Sache der Eänder. 

Die Bundesregierung sieht keinen gesetzgeberischen Handlungsbe- 
darf im Sinne der Erage. 


13. Abgeordneter Nach welchem Zeitraum sollen Menschen, die 

Olaf die deutsche Staatsangehörigkeit beantragt 

Scholz und einen Antrag auf Entlassung aus ihrer bis- 

(SPD) herigen Staatsangehörigkeit gestellt haben, 

eingebürgert werden, wenn von dem Drittstaat 
über die Entlassung nicht entschieden wird? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 15. Februar 2000 

Nach § 87 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 des Ausländergesetzes (AuslG) wird 
Mehrstaatigkeit u. a. hingenommen, wenn „der ausländische Staat ... 
über den vollständigen und formgerechten Entlassungsantrag nicht 
in angemessener Zeit entschieden hat“. Gemäß Nummer 87.1.2.3.3 
der von der Bundesregierung beschlossenen und dem Bundesrat zur 
Zustimmung zugeleiteten Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Staatsangehörigkeitsrecht (StAR-VwV) - BR-Drucksache 749/99 - 
liegen diese Voraussetzungen regelmäßig vor, wenn zwei Jahre nach 
Einreichen eines vollständigen und formgerechten Entlassungs- 
antrags eine Entlassung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit nicht 
erfolgt und mit einer Entscheidung innerhalb der nächsten sechs 
Monate nicht zu rechnen ist. Entsprechendes güt für Einbürgerun- 
gen nach dem Staatsangehörigkeitsgesetz (StAG). 


14. Abgeordneter Beginnt dieser Zeitraum bei Einbürgerungsbe- 

Olaf Werbern, die bereits vor Inkrafttreten des neu- 

Scholz en deutschen Staatsangehörigkeitsrechts die 

(SPD) Entlassung aus ihrer alten Staatsangehörigkeit 

beantragt hatten, mit dem Entlassungsantrag 
oder später (z. B. nach dem Inkrafttreten des 
neuen deutschen Staatsangehörigkeitsrechts)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 15. Februar 2000 

Der in der Antwort zu Frage 13 genannte Zeitraum beginnt auch in 
den Fällen, in denen die Entlassung aus der bisherigen Staatsangehö- 
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rigkeit vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Reform des Staats- 
angehörigkeitsrechts beantragt wurde, mit dem Einreichen eines 
vollständigen und formgerechten Entlassungsantrags bei der zustän- 
digen Behörde des Herkunftsstaates. 


15. Abgeordneter 

Olaf 

Scholz 

(SPD) 


Welche Anforderungen werden an die Eorm 
des Entlassungsantrages aus der bisherigen 
Staatsangehörigkeit gestellt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 15. Februar 2000 

Welche Anforderungen an einen „vollständigen und formgerechten“ 
Antrag auf Entlassung aus der bisherigen Staatsangehörigkeit zu 
stellen sind, richtet sich nach dem Recht des Herkunftsstaates. 


16. Abgeordneter 

Olaf 

Scholz 

(SPD) 


Wird gegebenenfalls auch eine eidesstattliche 
Versicherung als geeigneter Nachweis für ei- 
nen Entlassungsantrag anerkannt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 15. Februar 2000 

Die Abnahme einer Versicherung an Eides statt über das Einreichen 
eines vollständigen und formgerechten Antrags auf Entlassung aus 
der bisherigen Staatsangehörigkeit ist mangels gesetzlicher Grundla- 
ge (vgl. § 27 Abs. 1 Satz 1 VwVfG) nicht vorgesehen. Wird die Ver- 
sicherung unverlangt abgegeben, liegt keine Versicherung an Eides 
statt im Rechtssinne vor. Dies steht der Mitverwertung einer solchen 
Versicherung im Rahmen der Sachaufklärung zwar nicht entgegen, 
gibt ihr aber keinen besonderen Beweiswert. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


17. Abgeordneter 

Lothar 

Binding 

(Heidelberg) 

(SPD) 


Wie hoch waren die Verminderungen staatli- 
cher Vermögenswerte jeweils in den Jahren 
1989 bis 1999 - Verkauf von Unternehmen 
bzw. Beteiligungen - und die jeweiligen Ver- 
mögenswerte? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 18. Februar 2000 

Im Zeitraum von 1989 bis 1998 (Angaben für 1999 liegen noch nicht 
vor) sind Vermögensminderungen (= Abgänge It. Vermögensrech- 
nung ohne Umbuchungen zwischen Einzelplänen) in Höhe von rund 
174 Mrd. DM, davon rund 64 Mrd. DM beim Betriebsvermögen, 
zu verzeichnen. 

Die Vermögensminderungen in diesem Zeitraum wurden durch ent- 
sprechende Zugänge des Vermögens überkompensiert, so dass der 
Gesamtbestand des Vermögens von 1989 bis 1998 um rund 
122 Mrd. DM auf 248,5 Mrd. DM angewachsen ist (davon beim Be- 
triebsvermögen um rund 50 Mrd. DM auf 58,1 Mrd. DM, siehe 
nachstehende Übersicht). 


Vermögensveränderungen des Bundes in der Zeit von 1989 bis 1998 (in Mio. DM) 

Vermögensbestand insgesamt darunter: 

Kapitalbeteiligung des Bundes (Verm. Gruppe 
330 - Betriebsvermögen) 


Jahr 

Anfangs- 

bestand 

Bestandsveränderung 

End- 

bestand 

Anfangs- 

bestand 

Bestandsveränderung 

End- 

bestand 

Zugang 

Abgang 

Zugang 

Abgang 

1989 

126 562 

18 052 

11994 

132 620 

8 197 

3 063 

1534 

9 726 

1990 

132 620 

8 146 

3 455 

137311 

9 726 

-723 

2085 

6918 

1991 

137311 

20 328 

6 362 

151277 

6918 

9 021 

1 101 

14 838 

1992 

151277 

11724 

-6033 

169 034 

14838 

1 307 

1473 

14 672 

1993 

169 034 

37610 

26172 

180472 

14672 

1 882 

277 

16 277 

1994 

180 472 

15 568 

26 870 

169170 

16277 

6 772 

10 645 

12404 

1995 

169 170 

26 848 

15815 

180 203 

12404 

13 434 

1080 

24 758 

1996 

180203 

66 206 

31625 

214784 

24 758 

35 989 

1442 

59 305 

1997 

214784 

66 960 

32 390 

249 354 

59 305 

26 834 

20 500 

65 639 

1998 

249 354 

66 750*) 

67 583*) 

248 521 

65 639 

58 737*) 

66 233*) 

58 143 

Summe 


338 192 

216233 



156316 

106 370 



*) einschließlich Umbuchung von Unternehmensbeteiligungen des Bundes infolge der Veränderung des Zuständigkeitsbereiches vom 
Bundesministerium für Post- und Telekommunikation (Abgang) auf das Bundesministerium der Finanzen (Zugang) in Höhe von 
42,3 Mrd. DM. 


Quelle: Jährliche Vermögensrechnung des Bundes Abschnitt 4. 


In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der Rech- 
nungswert der Kapitalbeteiligungen entsprechend dem Börsenkurs 
ermittelt wird, soweit ein Börsenkurs vorhanden war; bei Beteiligun- 
gen ohne börsenmäßigen Kurswert wird das Nennkapital einschließ- 
lich der in der letzten vorliegenden Bilanz ausgewiesenen Rücklagen 
und etwaiger Kapitalentwertungs- und Kapitalverlustkonten zu 
Grunde gelegt. 

Aus den ermittelten Vermögenswerten können jedoch keine Einzel- 
heiten zur Privatisierungspolitik der Bundesregierung abgeleitet wer- 
den; weitergehende Aussagen zu diesem Politikbereich enthält der 
am 20. Januar 2000 veröffentlichte Beteiligungsbericht 1999. 
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Absprachegemäß ergänze ich daher meine Antwort um die nachste- 
henden Angaben zur Entwicklung der Brutto- und der Nettokredit- 
aufnahme sowie der Einnahmen aus der Veräußerung von Anteils- 
rechten des Bundes und aus der Eiquidation von Bundesunterneh- 
men (Kapitel 60 02 Titel 133 01). 


Jahr 

Bruttokre- 

ditaufnahme 

Tilgung 

Nettokredit- 

aufnahme 

Privatisie- 

rungserlöse 

in Mrd 

. DM* 

1989 

84,1 

64,9 

19,2 

0,2 

1990 

131,5 

84,8 

46,7 

0 

1991 

153,5 

92,1 

61,4 

0,6 

1992 

134,7 

98,2 

36,5 

0 

1993 

153,3 

70,2 

83,1 

0,1 

1994 

145,1 

89,1 

56 

1,1 

1995 

168,5 

118,4 

50,1 

0,3 

1996 

189,6 

111,4 

78,2 

2,2 

1997 

252,6 

188,9 

63,7 

5,4 

1998 

243,3 

186,8 

56,4 

19,9 

1999 

281,8 

244,9^ 

51,1 

5,1 


* Differenzen durch Rundungen. 

^ einschließlich Bundesbank-Mehrgewinn und Marktpflege. 


18. Abgeordneter 

Peter H. 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung die bis zu 
30-prozentige Mieterhöhung von bundeseige- 
nen alten und zumeist schlecht ausgestatteten 
Wohnungen auf Sylt, für die nun der gleiche 
Quadratmeterpreis gezahlt werden muss wie 
für Neubauwohnungen auf Sylt und die dop- 
pelt soviel kosten wie vergleichbare bundes- 
eigene Wohnungen auf dem benachbarten 
Eestland, und hält sie diese Mieterhöhung für 
gerechtfertigt? 


19. Abgeordneter 

Peter H. 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung Äußerun- 
gen der Bevölkerung, dass durch diese Mieter- 
höhungen, die von vielen Mietern (junge Sol- 
daten und Rentner) kaum noch bezahlbar 
sind, die bundeseigenen Wohnungen unver- 
mietbar gemacht werden sollen, um sie dann 
verkaufen zu können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 22. Februar 2000 

Gemäß § 63 Bundeshaushaltsordnung muss der Bund seine Miet- 
wohnungen zum vollen Wert vermieten. Maßgeblich ist das nach 
dem Miethöhegesetz (MHG) zulässige Entgelt. Zur Bestimmung die- 
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ses Entgelts muss nach dem MHG Wohnraum aus derselben oder ei- 
ner vergleichbaren Gemeinde herangezogen werden. Ein gegebenen- 
falls niedrigeres Mietniveau der Eestlandgemeinden darf ebenso we- 
nig einbezogen werden, wie die Miethöhe in Ballungsräumen. So 
müssen die in Hamburg wohnenden Bundesbediensteten seit jeher 
Mieten an den Bund zahlen, die über den Mieten der Bundesmiet- 
wohnungen auf Sylt liegen. Von der nach dem MHG gebotenen Vor- 
gehensweise weicht der Bund auch bei seinem Wohnungsbestand 
auf der Insel Sylt nicht ab, denn den Mieterhöhungsverlangen des 
Bundes liegen Vergleichsmieten aus sämtlichen auf der Insel zur Ver- 
fügung stehenden Wohnungsmieten, sowie Auskünfte eines vereidig- 
ten Sachverständigen zu Grunde. Unterschiedliche Ausstattungs- 
merkmale der bundeseigenen Wohnungen, die sich in einem insge- 
samt guten Erhaltungszustand befinden, sowie Wohnwertunter schie- 
de sind durch nachvollziehbare Zu- und Abschläge ausgeglichen wor- 
den. 

Bei jedem Mieterhöhungsverlangen legt der Bund dar, dass die ver- 
langte Miete die ortsübliche Vergleichsmiete nicht übersteigt. In den 
meisten Eällen der ab 1. März 2000 vorgesehenen Mietanhebung 
liegt die Miete der Bundesmietwohnungen - als Eolge der zu beach- 
tenden Kappungsgrenze - weiterhin unter der maßgeblichen Ver- 
gleichsmiete. Bei Neuvermietung erhebt der Bund sogleich die orts- 
übliche Miete. 

Bei der Anpassung der Mieten für Bundesmietwohnungen an das 
ortsübliche Mietenniveau - nicht nur auf der Insel Sylt, sondern bun- 
desweit - behält der Bund selbstverständlich die nachhaltige Ver- 
mietbarkeit seiner Wohnungen im Auge. Trotz der notwendigen 
Mietanhebungen sind bisher noch keine Schwierigkeiten bei der 
Weitervermietung bundeseigener Wohnungen aufgetreten. 


20. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 

(CDU/CSU) 


Wie hoch (in v. H. des Einanzkraftdurch- 
schnitts aller Eänder) war die Einanzkraft der 
einzelnen Eänder jeweils 1998 und 1999 vor 
der Vorabauffüllung und nach den Eehlbe- 
trags-Bundesergänzungszuweisungen? 


21. Abgeordneter Wie hoch war die Einanzkraft der einzelnen 

Jochen-Konrad Eänder jeweils 1998 und 1999 vor und nach 

Fromme dem Eänderfmanzausgleich? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 10. Februar 2000 

Die von Ihnen nachgefragten Daten sind in den folgenden Tabellen 
aufgeführt. Es liegen die Zahlen der vorläufigen Jahresabrechnun- 
gen 1998 und 1999 zu Grunde. 
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Jahr 1998 


Länder 

Steuern der Län- 
der vor Umsatz- 
steuerverteilung 

Finanzkraft vor 
Länderfinanz- 
ausgleich 

Finanzkraft nach 

Länderfmanz- 

ausgleich 

Finanzkraft nach 
Länderfinanz- 
ausgleich und 
Fehlbetrags-Bun- 
desergänzungs- 
zuweisungen 


V. H. 

v.H. 

v.H. 

V. H. 

N ordrhein-W estfalen 

113,8 

106,3 

102,3 

102,3 

Bayern 

117,0 

108,5 

103,0 

103,0 

Baden-Württemberg 

119,9 

111,3 

103,5 

103,5 

Niedersachsen 

93,0 

93,8 

96,1 

99,6 

Hessen 

129,8 

117,6 

104,3 

104,3 

Sachsen 

41,2 

84,7 

95,0 

99,5 

Rheinland-Pfalz 

94,4 

93,4 

95,8 

99,6 

Sachsen-Anhalt 

35,8 

84,6 

95,0 

99,5 

Schleswig-Holstein 

104,3 

100,2 

100,2 

100,2 

Thüringen 

36,7 

84,1 

95,0 

99,5 

Brandenburg 

43,2 

85,6 

95,0 

99,5 

Mecklenburg-V orp . 

37,8 

83,7 

95,0 

99,5 

Saarland 

78,7 

90,1 

95,0 

99,5 

Berlin 

94,9 

70,1 

95,0 

99,5 

Hamburg 

172,5 

109,8 

103,5 

103,5 

Bremen 

95,1 

71,8 

95,8 

99,6 

Gesamt 

100,0 

100,0 

100,0 





Drucksache 14/2816 


-14- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


Jahr 1999 


Länder 

Steuern der Län- 
der vor Umsatz- 
steuerverteilung 

Finanzkraft vor 
Länderfinanz- 
ausgleich 

Finanzkraft nach 
Länderfinanz- 
ausgleich 

Finanzkraft nach 
Länderfinanz- 
ausgleich und 
Fehlbetrags-Bun- 
desergänzungs- 
zuweisungen 


V. H. 

v.H. 

V. H. 

v.H. 

N ordrhein-Westfalen 

113,1 

105,3 

102,1 

102,1 

Bayern 

117,5 

109,1 

103,3 

103,3 

Baden-Württemberg 

119,5 

111,0 

103,7 

103,7 

Niedersachsen 

89,9 

92,2 

95,2 

99,5 

Hessen 

138,5 

123,0 

105,6 

105,6 

Sachsen 

39,5 

84,4 

95,0 

99,5 

Rheinland-Pfalz 

97,4 

94,5 

96,5 

99,7 

Sachsen-Anhalt 

34,0 

84,2 

95,0 

99,5 

Schleswig-Holstein 

97,4 

96,3 

97,7 

99,8 

Thüringen 

35,9 

84,0 

95,0 

99,5 

Brandenburg 

40,9 

85,2 

95,0 

99,5 

Mecklenburg-V orp . 

36,8 

83,6 

95,0 

99,5 

Saarland 

76,3 

88,9 

95,0 

99,5 

Berlin 

92,9 

69,0 

95,0 

99,5 

Hamburg 

173,2 

110,2 

103,7 

103,7 

Bremen 

112,2 

79,3 

96,1 

99,6 

Gesamt 

100,0 

100,0 

100,0 



In der ersten Zahlenspalte sind die Steuereinnahmen der Länder vor 
Umsatzsteuerverteilung (Länderanteile an den Gemeinschaftsteuern 
ohne Umsatzsteuer zuzüglich Ländersteuern) erfasst. Ihnen liegen 
gemäß Finanzausgleichsgesetz die tatsächlichen (ungewerteten) Ein- 
wohnerzahlen zu Grunde. 

Demgegenüber sind in den folgenden Spalten in der Finanzkraft 
auch die hälftigen Gemeindesteuern erfasst sowie die gewerteten 
Einwohnerzahlen gemäß Finanzausgleichsgesetz zu Grunde gelegt. 
Ein direkter Vergleich zwischen der ersten Zahlenspalte und den fol- 
genden Spalten ist daher nicht möglich. 


22. Abgeordneter 

Rainer 

Funke 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
dass, nachdem das Bundesverfassungsgericht 
mündliche Verhandlung über die fünf Verfas- 
sungsbeschwerden anberaumt hat, mit denen 
die im Entschädigungs- und Ausgleichs- 
leistungsgesetz (EALG) vorgesehene Aus- 
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gleichsregelung für in der ehemaligen sowjeti- 
schen Besatzungszone entschädigungslos ent- 
eignete Vermögen als verfassungswidrig ange- 
griffen wird, die von ihr im Entwurf eines Ver- 
mögensrechtsergänzungsgesetzes vorgesehene 
Preiserhöhung für den Rückkauf von Grund- 
flächen durch „Wiedereinrichter ohne Restitu- 
tionsanspruch“ (Alteigentümer) so lange zu- 
rückgestellt werden sollte, bis das Gericht über 
die Verfassungsbeschwerden entschieden hat? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. Februar 2000 

Nein. 

Das Bundesministerium der Finanzen geht nicht davon aus, dass die 
Entscheidung das Gesetzgebungsverfahren berühren wird. Außer- 
dem ist die Bundesregierung zur unverzüglichen Umsetzung der 
Grundentscheidung der EU-Kommission zum Flächenerwerb ver- 
pflichtet. 

23. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nach der Anhörung 

Rainer von Sachverständigen, die der Finanzaus- 

Funke schuss und der Rechtsausschuss des Deut- 

(F.D.P.) sehen Bundestages am 19. Januar dieses Jah- 

res in Berlin gemeinsam durchgeführt haben, 
bereit, einzuräumen, dass die im Entwurf des 
V ermögensrechtsergänzungsgesetzes vorgese- 
hene Preiserhöhung für den Rückkauf von 
Grundflächen durch nicht restitutionsberech- 
tigte Wiedereinrichter (Alteigentümer) nach 
Gemeinschaftsrecht nicht gefordert ist und ge- 
gen die verfassungsrechtlichen Vorgaben ver- 
stößt, die u. a. im Urteil des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 23. April 1991 zum Aus- 
druck kommen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. Februar 2000 

Nein. 

Die Einräumung gleicher Erwerbschancen für alle Erwerbergruppen 
war wesentliche Grundlage des seinerzeit im Gesetzgebungsverfah- 
ren zum Entschädigungs- und Ausgleichsleistungsgesetz gefundenen 
Kompromisses. Der in dem Entwurf des Vermögensrechtsergän- 
zungsgesetzes beibehaltene Gleichlauf der Förderung unterschiedli- 
cher Erwerbergruppen dient dem Gesichtspunkt des Schutzes der 
zwischenzeitlich entstandenen Agrarstruktur. 

Im Übrigen hat die Europäische Kommission den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung mit Entscheidung vom 19. Januar 2000 geneh- 
migt und in der Entscheidung festgestellt, dass die Bundesrepublik 
Deutschland selbstverständlich berechtigt sei, einen einheitlichen 
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Beihilfesatz zu wählen; die Kommission sieht damit keine Verpflich- 
tung, den Alteigentümern bei der künftigen Kaufpreisregelung Son- 
derkonditionen zu gewähren. 


Welche neuen Überlegungen führten bei der 
Bundesregierung zu der Erkenntnis, dass die 
Tarifstruktur im geltenden Körperschaft- 
steueranrechnungsverfahren die Gewinnaus- 
schüttungen fördere (Referentenentwurf zur 
Reform der Unternehmensbesteuerung und 
zur Senkung der Steuersätze; Begründung, 
Allgemeiner Teil, cc), nachdem sie noch im Ja- 
nuar 1999 in der Beantwortung der schriftli- 
chen Frage 10 in Drucksache 14/360 die Mei- 
nung vertrat, dass das deutsche Vollanrech- 
nungsverfahren im Grundsatz gewinnverwen- 
dungsneutral sei? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 10. Februar 2000 

Das deutsche Vollanrechnungsverfahren ist von seiner systemati- 
schen Anlage her im Grundsatz gewinnverwendungsneutral. Es för- 
dert von seiner Tarifstruktur her jedoch tendenziell die Ausschüt- 
tung, da die ausschüttende Kapitalgesellschaft im Rahmen der Her- 
stellung der Ausschüttungsbelastung einen Teil der von ihr gezahlten 
Körperschaftsteuer wieder zurück erhält und für die Ausschüttung 
verwenden kann. Im Übrigen setzt die Gewinnverwendungsneutrali- 
tät voraus, dass die individuelle Einkommensteuerbelastung der Di- 
videnden beim Empfänger mit dem Körperschaftsteuersatz auf ein- 
behaltene Gewinne übereinstimmt. Das ist vielfach nicht der Fall, da 
der Tarif der Körperschaftsteuer linear und die Einkommensteuer 
progressiv ausgestaltet ist. Im Einzelfall kann die Einkommensteuer- 
belastung der Gewinnausschüttung danach unter der Thesaurie- 
rungsbelastung bei der Kapitalgesellschaft liegen. Zudem gibt es grö- 
ßere Gruppen von Anteilseignern, bei denen die Steuerbelastung in 
der Regel unterhalb der Thesaurierungsbelastung liegt (ausländische 
Anteilseigner, juristische Personen des öffentlichen Rechts, steuerbe- 
freite Einrichtungen). 


24. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


25. Abgeordnete 

Dr. Barbara 
Höll 

(PDS) 


In welchen europäischen Staaten kommen 
nach Kenntnis der Bundesregierung gegen- 
wärtig bei der Gewinnbesteuerung Teil- und 
Vollanrechnungsverfahren sowie Doppelbe- 
steuerungssysteme mit welchen Steuersätzen 
zur Anwendung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 10. Februar 2000 

Teilanrechnungsverfahren der Körperschaftsteuer auf die Einkom- 
mensteuer gibt es in folgenden europäischen Staaten (Stand 1. Janu- 
ar 2000, in Klammern der allgemeine Körperschaftsteuersatz): 
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Frankreich (36,66%), Portugal (34%), Spanien (35%), Vereinigtes 
Königreich (30%). Ein Vollanrechnungsverfahren kennen neben 
Deutschland: 

Italien (37 %), Finnland (29 %), Norwegen (28 %). 

Da Finnland und Norwegen die Dividenden beim Anteilseigner 
durch einen besonderen Satz der Einkommensteuer (Quellensteuer 
mit Abgeltungswirkung) erfassen, der mit dem Körperschaftsteuer- 
satz übereinstimmt, werden Dividenden als Folge der Steueranrech- 
nung beim Anteilseigner faktisch nicht mehr besteuert. Zum gleichen 
Ergebnis kommt auch Griechenland (35 %), wo die Dividenden von 
vornherein beim Anteilseigner nicht mehr besteuert werden. 

Nach dem klassischen System (hier wohl unter „Doppelbesteue- 
rungssystem“ zu verstehen) ohne besondere Entlastungen beim An- 
teilseigner besteuern: 

Irland (24%), Schweiz (Zürich 17% bis 30% - gestaffelt nach Ren- 
dite). 

Ein klassisches Körperschaftsteuersystem mit tariflichen Entlastun- 
gen (niedrige Quellensteuern mit Abgeltungscharakter, Halbeinkünf- 
teverfahren, Halbsatzverfahren usw.) beim Anteilseigner kennen: 

Belgien (40,17%), Dänemark (32%), Luxemburg (31,2%), die Nie- 
derlande (35 %), Österreich (34%), Schweden (28 %). 

26. Abgeordnete In welchen europäischen Staaten wurde nach 

Dr. Barbara 1977 das System der Doppelbesteuerung 

Höll durch Teil- bzw. Vollanrechnungsverfahren er- 

(PDS) setzt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 10. Februar 2000 

Soweit feststellbar, sind folgende Staaten in den Jahren nach 1977 
von einem klassischen System zu einem Teil- oder Vollanrechnungs- 
system übergegangen: 

Portugal (1991), Spanien (1980), Italien (1978), Schweden (1981, in- 
zwischen aber mehrfach Systemwechsel). 

27. Abgeordnete Wie hoch sind nach Schätzung der Bundesre- 

Dr. Barbara gierung die Mindereinnahmen durch eine voll- 

Höll ständige einkommensteuerliche Absetzbarkeit 

(PDS) der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche- 

rung bis zur Höhe der Bemessungsgrenze, 
wenn diese verdoppelt werden würde? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 21. Februar 2000 

Die vollständige Abziehbarkeit von Beiträgen zur gesetzlichen Ren- 
tenversicherung bei unveränderten Höchstbeträgen für den Abzug 
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der übrigen Vorsorgeaufwendungen würde im Jahre 2000 zu Steuer- 
mindereinnahmen von 32,7 Mrd. DM führen. Bei Verdoppelung 
der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung von 103 200 DM auf 206 400 DM (alte Bundesländer) und 
von 85 200 DM auf 170400 DM (neue Bundesländer) erhöhen sich 
die Steuermindereinnahmen infolge des dann höheren Beitragsauf- 
kommens zur Rentenversicherung auf 35,3 Mrd. DM. 


28. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche bisherigen Aufgaben des Bundes wer- 
den im Zuge des „Zukunftsprogramms“ der 
Bundesregierung auf die Länder und Kommu- 
nen umgeschichtet, und welche finanziellen 
Mehrbelastungen kommen auf diese Weise 
auf Länder und Gemeinden zu? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 22. Februar 2000 

Im Rahmen der Sanierungsgesetze, die wesentlicher Teil des Zu- 
kunftsprogramms 2000 sind, haben Deutscher Bundestag und Bun- 
desrat Ende des vergangenen Jahres eine ebenengerechte Zuord- 
nung bestimmter Aufgaben beschlossen. Aus dem Konsolidierungs- 
programm insgesamt ergeben sich für Länder einschließlich Kom- 
munen Entlastungen. 

Da die Eeistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz eine deutli- 
che Nähe zur Sozialhilfe aufweisen, haben die Eänder einen höheren 
Einanzierungsanteü übernommen. Die Geldleistungen nach dem 
Unterhaltsvorschussgesetz werden nunmehr zu einem Drittel vom 
Bund, im Übrigen von den Eändern getragen (Mehrbelastung 
218 Mio. DM jährlich). Dabei können die Eänder in eigener Kom- 
petenz über die Verteilung der Easten zwischen Eand und Kom- 
mune entscheiden. Das Eand Nordrhein-Westfalen beteiligt bereits 
seit dem 1. Januar 1999 die Kommunen zu 50% an dem Eandesan- 
teil der Geldleistungen. 

Die Arbeitslosenhilfe für Personen, die bislang entweder überhaupt 
nicht oder nur kurze Zeit als Arbeitnehmer tätig waren (so genannte 
originäre Arbeitslosenhilfe), ist abgeschafft worden. Damit werden 
die Eohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit stärker am Versiche- 
rungsprinzip ausgerichtet. Aufgrund der fehlenden oder nur kurzen 
Zeit als Arbeitnehmer und damit auch als Beitragszahler erschien es 
sachgerecht, dass der Eebensunterhalt bei Bedürftigkeit grundsätz- 
lich durch die Sozialhilfe sichergestellt wird (Mehrbelastungen der 
Gemeinden von durchschnittlich 550 Mio. DM jährlich). 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Wohngeldgesetzes und anderer 
Gesetze ist die Übernahme eines Eestbetrages in Höhe von 
282 Mio. DM durch den Bund entfallen. Als Eolge der fmanzneutra- 
len Übertragung der Krankenhausfinanzierung auf die Eänder hatte 
der Bund seit 1985 einen Eestbetrag von 282 Mio. DM jährlich vom 
Eänderanteil übernommen. 


Schließlich wurden im Rahmen des Haushaltssanierungsgesetzes die 
Beschäftigungsstellen für Zivildienstleistende sachgerechter an den 
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Kosten des Zivildienstes beteiligt (Mehrbelastung der Länder von 
18 Mio. DM jährlich). 

Den Mehrbelastungen von Ländern und Gemeinden infolge der ebe- 
nengerechten Zuordnung bestimmter Aufgaben stehen auch Entlas- 
tungen durch die Sanierungsgesetze gegenüber. Länder und Kom- 
munen werden in ihrer Funktion als Arbeitgeber von der Absenkung 
der Rentenbeiträge profitieren, dies güt insbesondere für die kom- 
munale Ebene und die neuen Eänder. Durch die Begrenzung des 
Rentenzuwachses werden die Kommunen auch bei der Sozialhilfe 
spürbar entlastet, da der Zuwachs der Regelsätze in der Sozialhilfe 
an den Rentenzuwachs gekoppelt ist. Dies führt zu Entlastungen für 
Eänder einschließlich Kommunen von rund 980 Mio. DM jährlich. 


29. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 


Zu welchem Zeitpunkt wird der Entwurf für 
das Vierte Finanzmarktförderungsgesetz, das 
laut Jahreswirtschaftsbericht zurzeit von der 
Bundesregierung erarbeitet wird, im Kabinett 
verabschiedet bzw. wann soll das Inkrafttreten 
des Gesetzes sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 10. Februar 2000 

Die Bundesregierung bereitet den Entwurf eines Vierten Finanz- 
marktförderungsgesetzes mit Nachdruck vor. Über einen konkreten 
Zeitplan, der den Termin für die Befassung des Kabinetts und für 
die Einbringung des Gesetzentwurfs in den Bundesrat festlegt, ist 
noch nicht entschieden worden. 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Wider- 
spruch, dass zum einen im Rahmen der Steu- 
erreform 2000 die für kleine und mittlere Be- 
triebe sowie Existenzgründer sehr wichtige 
Sonder- bzw. Ansparabschreibung nach § 7g 
Einkommensteuergesetz entfallen soll, zum 
anderen aber im Jahreswirtschaftsbericht die 
Rede davon ist, dass die Erfolgschancen der 
Mittelständler und Existenzgründer zu erhö- 
hen sind und durch die Politik der Bundesre- 
gierung eine Verbesserung der Rahmenbedin- 
gungen für kleine und mittlere Unternehmen 
eintreten soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 10. Februar 2000 

Die Mittelstandspolitik der Bundesregierung ist in ihren einzelnen 
Elementen aufeinander abgestimmt. Angestrebt wird eine konzeptio- 
nell ausgewogene Verbesserung der Rahmenbedingungen für kleine 
und mittlere Unternehmen. Die Rahmenbedingungen müssen mittel- 
standsfreundlich, aber wettbewerbsneutral gestaltet werden. 


30. Abgeordneter 

Bartholomäus 

Kalb 

(CDU/CSU) 
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Besonderes Gewicht legt die Bundesregierung auf die Unterstützung 
von Innovationen und die Nutzung moderner Technologien. Der 
Bund stellt Mittelstand und Existenzgründern vielfältige finanzielle 
Hilfen zur Verfügung, allein die För der dariehen betrugen in 1999 
insgesamt rund 1 1 Mrd. DM. 

Um die technologische Kompetenz des Mittelstandes weiter zu erhö- 
hen, wurde eine Förderkonzeption mit drei „Förderlinien“ entwi- 
ckelt. Sie fassen bisherige Programme zusammen und integrieren 
neue Programme in ein übersichtliches Baukastensystem. Dabei wer- 
den 

- mit der Förderlinie „Innovation“ insbesondere junge Technologie- 
unternehmen bei der Beschaffung von Beteiligungskapital, 

- mit der Förderlinie „Forschungskooperation“ gezielt der Wissens- 
und Personalaustausch zwischen Unternehmen und öffentlichen 
FuE-Einrichtungen unterstützt und 

- mit der Förderlinie „Technologische Beratung“ Programme für 
mehr innovatives „Know-how“ von mittelständischen Unterneh- 
men angeboten. 

Die Nutzung der elektronischen Netze wird zu einem entscheiden- 
den Wettbewerbsfaktor gerade auch für kleine und mittlere Unter- 
nehmen. Die in Deutschland eingerichteten 24 Kompetenzzentren 
unterstützen Unternehmen und Existenzgründer mit Informations-, 
Beratungs- und Schulungsangeboten in der kommerziellen Nutzung 
des Internets; mittlerweile wurden deren Angebote von rund 30 000 
vornehmlich kleinen und mittleren Unternehmen wahrgenommen. 

Neben dem Ausgleich strukturell bedingter Nachteüe ist auch die 
Steuerpolitik der Bundesregierung auf die Schaffung günstiger Rah- 
menbedingungen für einen gesunden und dynamischen Mittelstand 
ausgerichtet. Mit der Steuerreform 2000, die weitere Tarifsenkungen 
sowie eine grundlegende Reform der Unternehmensbesteuerung ent- 
hält, erfasst die bereits im Jahr 1999 begonnene steuerpolitische 
Trendwende nunmehr schwerpunktmäßig auch die Unternehmen, 
und hier insbesondere die arbeitsplatzschaffende mittelständische 
Wirtschaft. 

Der arbeitsmarkt- und mittelstandspolitisch so wichtige Eingangs- 
steuersatz wird in wenigen Jahren von 25,9 Prozent auf 15 Prozent 
gesenkt. Davon profitieren insbesondere die kleinen und mittleren 
Einkommen, aber eben auch viele kleine Personenunternehmen. Un- 
ternehmenssteuerreform und Tarifreform entlasten Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer sowie die Unternehmen im Entstehungsjahr 
insgesamt um gut 44 Mrd. DM, wobei 2 1 Mrd. DM auf die privaten 
Haushalte, 15,6 Mrd. DM auf den Mittelstand und der Rest auf die 
größeren Unternehmen entfallen. 

Diese gerade auch bei mittelständischen Unternehmen und Existenz- 
gründern deutlich spürbaren und nachhaltigen Tarifentlastungen er- 
möglichen die Streichung von dann nicht mehr systemkonformen 
Steuervergünstigungen und Ausnahmeregelungen. Daraus mögli- 
cherweise resultierende kurzfristige Belastungen werden durch die 
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Jahr für Jahr gegebenenfalls mit steigender Tendenz wirkenden 
Tarifentlastungen überkompensiert. Die geplante Abschaffung der 
komplizierten und beratungsintensiven Sondervorschriften über die 
Ansparabschreibungen (§ 7g Abs. 3 bis 8 EStG) bzw. die daran an- 
knüpfenden Sonderabschreibungen (§ 7g Abs. 1 und 2 EStG) ist da- 
her gerechtfertigt und trägt zur Rechtsvereinfachung bei. 


3 1 . Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Ausgaben, die die Bundes- 
regierung, aufgeteilt nach den beteiligten Mi- 
nisterien, für die Eriedensforschung und Kon- 
fliktprävention in den letzten fünf Jahren je- 
weilsjährlich ausgegeben hat, und welche Bud- 
gets sieht der Haushaltsplan 2000 sowie die 
mittelfristige Einanzplanung vor?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 21. Februar 2000 


Die Bundesregierung geht von einem erweiterten Sicherheitsbegriff 
aus, der politische, ökonomische, ökologische und soziale Stabilität 
umfasst. Der erweiterte Sicherheitsbegriff ist Ausgangspunkt für 
Maßnahmen der Krisenprävention, der Konfliktbeilegung und der 
Konsolidierung in der Nachkonfliktphase. 

Eine genaue Quantifizierung dieser Ausgaben ist nicht möglich, da 
es keine verbindliche Definition für krisenpräventive Maßnahmen 
gibt. 

Nach dieser Maßgabe wurden für Eriedensforschung und Konflikt- 
prävention ausgegeben bzw. sind vorgesehen: 



Ist 

1995 

Ist 

1996 

Ist 

1997 

Ist 

1998 

Ist 

1999 

Soll 

2000 

Fpl. 

2001 

Fpl. 

2002 

Fpl. 

2003 


-TDM- 

Auswärtiges Amt*) 

8 573 

9 994 

8 374 

14298 

36 667 

38165 

16100 

16600 

16600 

Bundesministerium 
der Verteidigung 

45 050 

46 292 

48 916 

42 763 

39 652 

38 660 

40 360 

40 360 

40 360 

Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit und Entwicklung 

- 

- 

17 

21 

351 

285 

100 

• 

• 

Bundesministerium für 
Bildung und Eorschung 

360 

370 

360 

380 

1400 

22400 

15 800 

15 500 

400 


*) Die einschlägigen Haushaltstitel des AA umfassen: 

- Unterstützung von internationalen Maßnahmen auf den Gebieten Krisenprävention, Friedenserhaltung und Konfliktbewälti- 
gung insbesondere im Rahmen der VN (in den Jahren bis 1999 waren in diesem Titel auch Maßnahmen der Menschenrechtsför- 
derung mitveranschlagt; 1999 ist eine Sonderzuwendung i. H. v. 19 Mio. DM für den Treuhandfonds Kosovo enthalten), 

- Unterstützung von Maßnahmen der OSZE, insbesondere Personaleinsätze in OSZE-Missionen. 

- Ausgaben für das Forschungszentrum für OSZE-Studien beim Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Uni- 
versität Hameln, 

- Ausgaben für die Förderung von Konferenzen im Bereich der Friedens- und Konfliktforschung. 

**) Titelaufteilung für die Finanzplanungsansätze 2002/2003 ist noch nicht festgelegt. 


*) s. hierzu auch Fragen 107, 108 
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32. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


Welche Folgen haben die von der Bundes- 
regierung angekündigten Änderungen des ver- 
billigten Erwerbs bundeseigener Grundstücke 
mit Inkrafttreten des Bundeshaushaltes 2000 
für die im Bundeseigentum stehende ehemali- 
ge Caspari-Kaserne in Delmenhorst, und wie 
beurteilt die Bundesregierung die sich hier- 
durch möglicherweise ergebenden zusätzli- 
chen Schwierigkeiten beim Verkauf dieser Lie- 
genschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. Februar 2000 

Der Abbau der Verbilligungsmöglichkeiten bei der Veräußerung 
bundeseigener Grundstücke im Bundeshaushalt 2000 wirkt sich im 
Zuge der Konversion der ehemaligen Caspari-Kaserne in Delmen- 
horst nicht aus. Verbilligungsfähige Nutzungen sind dort nach den 
Planungsvorstellungen der Stadt nicht vorgesehen. 


33. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Maßnahmen unternimmt 
die Bundesregierung, u. a. durch die Bundes- 
anstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufga- 
ben und die Arbeitsgruppe Koordinierte Er- 
mittlungen, um in das Ausland verbrachte Ver- 
mögenswerte aus dem Staats-Vermögen der 
DDR und dem Vermögen der Parteien und 
Massenorganisationen, auf die die Bundesre- 
publik Deutschland Anspruch erhebt, zu er- 
mitteln, und kann sich die Bundesregierung in 
den ihr jeweils bekannten Fällen bei der Tatsa- 
chenermittlung und bei der Durchsetzung der 
Ansprüche auf eine wirksame Rechtshilfe 
durch die Behörden der betreffenden Staaten 
stützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Karl Diller 

vom 14. Februar 2000 

Die Bundesregierung arbeitet an der möglichst vollständigen Aufde- 
ckung und Rückführung sämtlicher ins Ausland verbrachter Vermö- 
genswerte der ehemaligen DDR und deren Parteien und Massenor- 
ganisationen. Sie führt dazu eine Reihe von Zivilprozessen im Aus- 
land. Zu den Einzelheiten verweise ich auf die Antwort der Parla- 
mentarischen Staatssekretärin Dr. Barbara Hendricks zu der Frage 
28 in der Fragestunde am 10. November 1999 des Deutschen Bun- 
destages (vgl. Stenografisches Protokoll der 68. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 10. November 1999, S. 6078 [D] f) und de- 
ren Schreiben vom 3. Dezember 1999 - VIII B 2 - FB 5033 - 11/99 
- an den Präsidenten des Deutschen Bundestages. 
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Die damalige Treuhandanstalt, heute Bundesanstalt für vereini- 
gungsbedingte Sonderaufgaben (BvS), und die Unabhängige Kom- 
mission zur Überprüfung des Vermögens der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR beim Bundesministerium des Innern 
(UKPV) führten im Frühjahr 1994 - übrigens aufgrund einer parla- 
mentarischen Initiative der SPD-Bundestagsfraktion - zur Rückfüh- 
rung von veruntreutem DDR-Vermögen eine Auslobung durch. 

Zur Rückführung des Vermögens der Parteien und Massenorganisa- 
tionen der DDR nutzen die UKPV und die BvS nach dem Parteien- 
gesetz der DDR, das modifiziert durch den Einigungsvertrag auch 
heute noch gilt, die rechtlichen Möglichkeiten zur Feststellung und 
Sicherung von Vermögen. So wurden eine Vielzahl von Durchsu- 
chungen, Kontensperrungen und Beschlagnahmen durchgeführt 
bzw. veranlasst. Bei ins Ausland verbrachtem Vermögen wurden im 
Wege von Rechtshilfeersuchen die ausländischen Justizbehörden 
eingeschaltet. Auf diese Weise konnte in einigen Fällen ins Ausland 
verschobenes Vermögen in die Bundesrepublik Deutschland zurück- 
geführt werden. 

Soweit es um die Feststellung und Rückführung von Vermögen aus 
dem ehemaligen Bereich Kommerzielle Koordinierung (Finanz- und 
Verwaltungsvermögen) geht, handelt die BvS aufgrund der Beauftra- 
gung durch das Bundesministerium der Finanzen. Ein wesentlicher 
Schritt war hier die Einrichtung der Arbeitsgruppe Koordinierte Er- 
mittlungen (AKE), deren Aufgabe es ist, Erkenntnisse verschiedener 
Stellen zusammenzuführen und durch die Bündelung dieses Wissens 
und darauf aufbauender eigener Nachforschungen, die zivilrechtli- 
che Durchsetzung von Rechtsansprüchen des Bundes zu optimieren. 
Die AKE ist nicht mit hoheitlichen oder strafprozessualen Befugnis- 
sen ausgestattet, so dass sich die Nachforschungstätigkeit der AKE 
innerhalb dessen bewegt, was jedem Bürger an rechtlich zulässigen 
Möglichkeiten zur Verfügung steht. 

Im Rahmen der Zivil verfahren ist festzuhalten, dass bei der Verfol- 
gung von Ansprüchen lediglich die europäische Gerichtsstands- und 
Vollstreckungsübereinkunft (EGVÜ) bzw. das Luganer Parallelab- 
kommen nutzbar ist. 

Allerdings spielt für die erfolgreiche Durchsetzung zivilrechtlicher 
Ansprüche die Tätigkeit in- und ausländischer Ermittlungsbehörden 
eine wichtige Rolle. In vielen Fällen lagen dem Transfer von ehema- 
ligem DDR-Vermögen ins Ausland strafrechtlich relevante Sachver- 
halte zu Grunde. Die Bundesrepublik Deutschland und/oder die 
BvS sind an einer Reihe von staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs- 
verfahren im In- und Ausland als Geschädigte formal beteiligt. In 
diesem Zusammenhang hat die Bundesrepublik Deutschland gute 
Erfahrungen mit ausländischen Ermittlungsbehörden gemacht. 

Zu der Arbeit der UKPV und der AKE verweise ich im Einzelnen 
auf den Abschlussbericht des 2. Untersuchungsausschusses „DDR- 
Vermögen“ der 13. Wahlperiode (Drucksache 13/10900). 

Zu aktuellen Aktivitäten können hier keine näheren Ausführungen 
gemacht werden, da sie laufende Verfahren betreffen. 
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34. Abgeordnete Wird durch die Neuordnung des Spenden- 

Nicolette rechts, die den Ersatz der bisherigen Ermächti- 

Kressl gung des § 48 Einkommensteuerdurchfüh- 

(SPD) rungsverordnung (EStDV) durch die Anlagen 

A und B zum neuen § 48 EStDV vorsieht, die 
steuerliche Begünstigung von Spenden und 
Mitgliedsbeiträgen örtlicher Untergliederun- 
gen von Vereinigungen beeinträchtigt, deren 
Bundesgliederung bislang unter die Ermächti- 
gung des § 48 EStDV - alt - fiel, wenn bei- 
spielsweise die Satzung dieser Untergliede- 
rung neben den allgemeinen Zwecken unterge- 
ordnete Vereinszwecke enthält, für die eine 
Steuerbegünstigung von Spenden und Mit- 
gliedsbeiträgen nicht vorgesehen ist? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 21. Februar 2000 

Nach der Aufhebung des § 48 Abs. 4 EStDV alte Eassung sind die 
dort genannten Organisationen nicht mehr berechtigt - wie eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts - als Durchlaufstelle zu 
fungieren. Die Anerkennung nach § 48 Abs. 4 EStDV alte Eassung 
war grundsätzlich auf bundesweit tätige Dach- und Spitzenorganisa- 
tionen beschränkt. Eine Sonderstellung nahmen die dort ebenfalls 
genannten Eandessportbünde ein. 

Eür die betroffenen Organisationen ändert sich jedoch praktisch 
nichts, da die Anerkennung lediglich bewirkte, dass die Organisatio- 
nen unmittelbar zum Empfang steuerbegünstigter Zuwendungen be- 
rechtigt waren. Mit dem Verzicht auf das Durchlaufspendenverfah- 
ren als einer in bestimmten Eällen erforderlichen Voraussetzung für 
die steuerliche Begünstigung von Spenden sind die genannten Orga- 
nisationen i. d. R. auch ohne eine ausdrückliche Anerkennung zum 
unmittelbaren Empfang von Zuwendungen berechtigt. 

Die örtlichen gemeinnützigen Untergliederungen der in § 48 Abs. 4 
EStDV alte Eassung genannten Organisationen müssen daher - wie 
andere gemeinnützige Körperschaften auch - nach ihrer Satzung 
und ihrer tatsächlichen Geschäftsführung steuerbegünstigte Zwecke 
nach § 10b EStG verfolgen, damit entsprechende Zuwendungen be- 
günstigt sind. Verfolgt die gemeinnützige Körperschaft Zwecke, die 
als besonders förderungswürdig anerkannt sind und dem Ab- 
schnitt B der Anlage 1 zu § 48 Abs. 2 EStDV zugeordnet werden, 
sind allerdings nur Spenden nicht jedoch Mitgliedsbeiträge steuerbe- 
günstigt (§ 48 Abs. 4 Nr. 2 EStDV). Dies gilt auch, wenn die Körper- 
schaft neben anderen auch einen Zweck verfolgt, der dem Ab- 
schnitt B der Anlage 1 zu § 48 Abs. 2 EStDV zuzuordnen ist. Uner- 
heblich ist in diesem Zusammenhang, ob der Zweck nach Ab- 
schnitt B Anlage 1 zu § 48 Abs. 2 EStDV lediglich von untergeord- 
neter Bedeutung ist. 
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35. Abgeordnete 

Nicolette 

Kressl 

(SPD) 


Ist es im Hinblick auf das Gemeinnützigkeits- 
recht als Verstoß gegen das Ausschließlich- 
keitsgebot zu werten, wenn die Satzung dieser 
örtlichen Gliederungen nach den eigentlichen 
Satzungszwecken auch „Mittel zum Zweck“ 
aufführt, die für sich genommen eine wirt- 
schaftliche Betätigung darstellen oder allein 
auf die Vereinsmitglieder ausgerichtet sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 21. Febrnar 2000 

Nach dem Gebot der Ausschließlichkeit (§ 57 AO) darf eine gemein- 
nützige Körperschaft satzungsgemäß nur steuerbegünstigte Zwecke 
im Sinne der §§ 52 bis 54 AO verfolgen. Die Unterhaltung eines 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs oder die Förde- 
rung einer wirtschaftlichen Betätigung der Vereinsmitglieder dürfen 
deshalb nicht als Zweck oder als Mittel zur Verwirklichung des steu- 
erbegünstigten Zwecks in der Satzung angegeben sein. 


36. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Wie viele Ferienwohnungen werden durch 
den Bund in bundeseigenen Liegenschaften 
betrieben? 


37. Abgeordneter 
Günter 
Nooke 
(CDU/CSU) 


Welche Kosten pro Liegenschaft entstehen 
dem Bund als Betreiber der Ferienwohnun- 
gen, und welche Einnahmen pro Liegenschaft 
erzielt der Bund mit den Ferienwohnungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 14. Februar 2000 

Bundeseigene Wohnungen dienen vorrangig den Interessen der 
Wohnungsfürsorge. Sofern Wohnungen für diesen Zweck nicht be- 
nötigt werden, werden sie verkauft. Ferienwohnungen betreibt der 
Bund in bundeseigenen Liegenschaften nicht. Es ist aber nicht ausge- 
schlossen, dass einzelne gegenwärtig nicht veräußerbare entbehrliche 
Wohnungen als Zweitwohnungen vermietet sind. Solche Wohnun- 
gen könnten dann vom Mieter auch als Ferienwohnung genutzt wer- 
den. Hierbei kann es sich aber nur um Ausnahmefälle handeln. 

Allerdings stellt der Bund den insgesamt sechs Sozialwerken der 
Bundesverwaltungen auf Grund einer Ermächtigung im Bundes- 
haushaltsplan bundeseigene Liegenschaften, die für Verwaltungs- 
zwecke nicht benötigt werden, als Ferienwohnheime bereit. Den So- 
zialwerken sind rund 130 Objekte - teüweise nur aus einzelnen Zim- 
mern in Verwaltungsliegenschaften bestehend - mit rund 3 330 Bet- 
ten überlassen. 
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Der Bund betreibt die mietzinsfrei den Sozialwerken überlassenen 
Ferienwohnheime nicht selbst. Entsprechend den mit dem Bundes- 
rechnungshof abgestimmten Richtlinien des Bundesministeriums der 
Finanzen vom 1 . Juni 1 997 haben die Sozialwerke für die bereitge- 
stellten Liegenschaften im Regelfall die Betriebskosten zu überneh- 
men und sich an den Kosten für Bauunterhaltungs-, Modernisie- 
rungs-, Umbau- und Erstinstandsetzungsmaßnahmen angemessen zu 
beteiligen. 


38. Abgeordneter 

Gustav-Adolf 

Schur 

(PDS) 


Wie hoch sind schätzungsweise die Mehrein- 
nahmen, die sich aus einer Vollbesteuerung 
von Sozialversicherungsrenten, aus der Strei- 
chung des steuerfreien Betrages bei Versor- 
gungsbezügen sowie aus der Streichung des 
Altersfreibetrages ergeben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 22. Februar 2000 

Die sofortige volle Besteuerung der Sozialversicherungsrenten wäre 
nicht zulässig, da die Beiträge der gegenwärtigen Rentenbezieher 
zur Rentenversicherung in der Vergangenheit zum Teil aus bereits 
versteuertem Einkommen aufgebracht worden sind. Rein rechne- 
risch ergäben sich bei Vollbesteuerung der Sozialversicherungsren- 
ten Steuermehreinnahmen in einer Größenordnung von 30 Mrd. 
DM. Die Steuermehreinnahmen bei Streichung des Versorgungsfrei- 
betrages würden sich auf 2,1 Mrd. DM belaufen. Bei Wegfall des Al- 
tersentlastungsbetrages wäre mit Steuermehreinnahmen in Höhe 
von 1,1 Mrd. DM zu rechnen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


39. Abgeordneter 

Klaus 

Brähmig 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung einen Widerspruch 
in der Tatsache, dass die Bundesrepublik 
Deutschland Gastgeber der Weltausstellung 
EXPO 2000 mit der Themenstellung „Mensch 
- Natur - Technik“ ist und im gleichen Augen- 
blick Zukunftstechnologien, wie die Atom- 
energie oder der Transrapid, keine Anwen- 
dung auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland finden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 14. Februar 2000 

Die Bundesregierung sieht hier keinen Widerspruch: 

Mit der Themenstellung der EXPO: „Mensch-Natur-Technik“ wer- 
den ja gerade auch die ökologischen und gesellschaftspolitischen 
Aspekte der technologischen Entwicklung in den Vordergrund ge- 
stellt. 

Insofern entspricht es gerade auch dem Eeitmotiv der EXPO, wenn 
Themen wie die Atomenergie auch kritisch gesehen werden und Pro- 
jekte wie der Transrapid präsentiert werden. 

Die Kernenergie wird in Deutschland wie auch in anderen hoch in- 
dustrialisierten Eändern zwar genutzt, ist aber in Ihrer Bewertung 
als Zukunftstechnologie nicht nur in Deutschland umstritten. Teil- 
weise wird sogar bestritten, dass sie als nachhaltige Energieform an- 
zusehen ist. 

Der Transrapid gilt nach wie vor als zukunftsweisende Technologie. 
Dies zeigt ja auch das ausländische Interesse, z. B. von China und 
der USA. Wichtig ist jedoch, dass der Transrapid auch wirtschaftlich 
betrieben werden kann. 

Dass die Bundesregierung Innovationen in den Mittelpunkt Ihrer 
Politik stellt, steht doch wohl außer Präge. Im Gegensatz zur Vor- 
gängerregierung wird das Budget für Innovationen nicht zurückge- 
fahren, sondern trotz der erforderlichen Haushaltskonsolidierung er- 
höht. Pro Jahr werden 1 Mrd. DM zusätzlich zur Pörderung von 
Innovationen bereitgestellt. 


40. Abgeordneter 
Christian 
Sterzing 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wurden während der 12. und 13. Eegislaturpe- 
riode seitens der Bundesregierung positive 
politische Entscheidungen zur Genehmigung 
des Exports von Kriegswaffen und sonstigen 
Rüstungsgütern außerhalb der Sitzungen des 
Bundessicherheitsrates getroffen, und wenn ja, 
um wie viele Entscheidungen handelte es sich 
dabei? 


41. Abgeordneter 
Christian 
Sterzing 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie wurden diese Entscheidungen gegebenen- 
falls getroffen, und wer wirkte an solchen Ent- 
scheidungen jeweils mit? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegmar Mosdorf 
vom 16. Februar 2000 

In den Jahren 1990 bis 1998 sind insgesamt 119 572 Genehmigun- 
gen für die Ausfuhr von Waren des Abschnitts A „Waffen, Muniti- 
on und Rüstungsmaterial“ der Ausfuhrliste erteilt worden. Der Ge- 
nehmigungsumfang reichte von der Ausfuhr einzelner Schusswaffen 
für Jagd- und Sportzwecke über Halbfertigprodukte zur Herstellung 
von Rüstungsmaterial, Komponenten zum Einbau in größere 
Waffensysteme bis hin zu kompletten Systemen. Der überwiegende 
Teil dieser Güter ging an Länder aus dem Bereich der NATO und 
der EU. 

Die Entscheidungen wurden auf der Grundlage der Bestimmungen 
des Kriegswaffenkontrollgesetzes und des Außenwirtschaftsgesetzes 
sowie der Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Ex- 
port von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern und dem Ver- 
haltenskodex der Europäischen Union für Waffenausfuhren in Ab- 
stimmung zwischen den zuständigen Ressorts (AA, BMWi, BMBVg, 
teilweise BK) sowie dem Bundesausfuhramt getroffen. 

Eine Befassung des Bundessicherheitsrates erfolgte dabei abhängig 
von der Bedeutung des Einzelfalls. 

Durch ein Versehen wurde Ihnen diese Antwort bedauerlicherweise 
nicht bereits Anfang Dezember 1999 übermittelt. Ich bitte um Nach- 
sicht für diese Verzögerung. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


42. Abgeordneter 

Thomas 

Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, angesichts der durch den Orkan „Lo- 
thar“ verursachten massiven Waldschäden bei- 
spielsweise in Baden-Württemberg zu Bau- 
zwecken verwendbares Sturmholz in den Ko- 
sovo zu liefern, um einerseits dort die finan- 
ziellen Hilfsleistungen in materieller Hinsicht 
zu ergänzen und andererseits den Holzmarkt 
in Deutschland zu stabilisieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 15. Februar 2000 

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Eorsten 
hat den Deutschen Holzwirtschaftsrat, die Dachorganisation der 
holzwirtschaftlichen Verbände, bereits Anfang August 1999 auf die 
Exportmöglichkeiten in den Kosovo hingewiesen und Ansprechpart- 
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ner benannt. Damit wurde eine wichtige Voraussetzung zur Anbah- 
nung von Geschäftskontakten geschaffen. Besonderer Bedarf be- 
stand seinerzeit bei Bauholz für die Renovierung von Dächern. 

Inzwischen wird das noch notwendige Bauholz zunehmend in der 
Region beschafft. 


43. Abgeordneter 

Volker 

Kröning 

(SPD) 


Verfügt die Bundesregierung über Erkennt- 
nisse, wonach anlässlich der Verhandlungen 
über die Schaffung einer Gemeinsamen 
Marktordnung für Bananen in den Jahren 
1992 und 1993 seitens der damaligen Bundes- 
regierung Verhandlungspositionen der deut- 
schen Seite (beispielsweise das seit 1957 gel- 
tende „Bananenprotokoll“, das Deutschland 
zur zollfreien Einfuhr von Bananen aus Ea- 
teinamerika faktisch ohne Mengenbeschrän- 
kung berechtigte) aufgrund von Einflussnah- 
men insbesondere von französischer Seite auf- 
gegeben bzw. zur Disposition gestellt worden 
ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 17. Februar 2000 

Der Agrarrat hat am 12. Eebruar 1993 die Gemeinsame Marktord- 
nung für Bananen gegen die Stimmen von Deutschland, den Nieder- 
landen und Belgien beschlossen. Die Bundesrepublik Deutschland 
stimmte insbesondere aus welthandelsrechtlichen, gemeinschafts- 
rechtlichen und verbraucherpolitischen Gründen gegen die Markt- 
ordnung, für die sich insbesondere Erankreich und Großbritannien 
nachdrücklich eingesetzt hatten. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat nicht nur im Agrarrat gegen 
die Gemeinsame Marktordnung für Bananen gestimmt, sondern dar- 
über hinaus auch beim Europäischen Gerichtshof in Euxemburg 
Klage gegen die Marktordnung erhoben. Der Europäische Gerichts- 
hof hat allerdings in seiner Entscheidung vom 5. Oktober 1994 fest- 
gestellt, dass die Gemeinsame Marktordnung mit dem EG-Vertrag 
vereinbar sei. 

Die Bundesregierung verfügt über keine Erkenntnisse, wonach Ver- 
handlungspositionen der deutschen Seite aufgrund von Einflussnah- 
men insbesondere von französischer Seite aufgegeben bzw. zur Dis- 
position gestellt worden wären. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaiordnung 


44. Abgeordneter 
Peter 
Letzgus 

(CDU/CSU) 


Wie weit ist die Bundesregierung mit der Um- 
setzung und Verwirklichung des Urteils des 
Bundesverfassungsgerichtes vom 28. April 
1999 hinsichtlich der Überleitung der Renten 
von ehemaligen Angehörigen des Staatsappa- 
rates der ehemaligen DDR? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Ulrike Mäscher 
vom 15. Fehruar 2000 

Das Bundesverfassungsgericht hat am 28. April 1999 über mehrere 
Normenkontrollverfahren und Verfassungsbeschwerden entschie- 
den, die Regelungen zur Überführung der Ansprüche und Anwart- 
schaften aus zahlreichen Zusatz- und Sonderversorgungssystemen 
der ehemaligen DDR zum Gegenstand hatten. Danach sind u. a. die 
Regelungen zur Entgeltbegrenzung bei staatsnahen Versorgungs- 
systemen, die so genannte vorläufige Entgeltbegrenzung und die 
Neuberechnung der Bestandsrenten für verfassungswidrig erklärt 
worden und dem Gesetzgeber ist auferlegt worden, bis zum 30. Juni 
200 1 eine verfassungskonforme Regelung zu treffen. 

Die Bundesregierung ist damit befasst, den Komplex der Überlei- 
tung von Zusatz- und Sonderversorgungssystemen unter Zugrunde- 
legung der Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts zu über- 
prüfen und wird dem Gesetzgeber den erforderlichen Gesetzentwurf 
so rechtzeitig zuleiten, dass die erforderlichen Neuregelungen inner- 
halb der vom Bundesverfassungsgericht gesetzten Erist auch unter 
Berücksichtigung der verwaltungsmäßigen Umsetzbarkeit in Kraft 
treten können. Es ist damit zu rechnen, dass das Gesetzgebungsver- 
fahren vor der Sommerpause eingeleitet wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 
der Verteidigung 


45. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Ist damit zu rechnen, dass im Zuge der geplan- 
ten Privatisierungen im Bereich der Bundes- 
wehr und Bundeswehrverwaltung zivile Stellen 
in den Standortverwaltungen der Bundeswehr- 
einrichtungen in Mechernich und Euskirchen 
wegfallen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 21. Fehruar 2000 

Das Bundesministerium der Verteidigung prüft derzeit, in welchem 
Umfang und auf welche Weise einer Standortverwaltung zugewie- 
sene Aufgaben von privaten Anbietern wirtschaftlicher als bisher 
durch die Bundeswehr selbst wahrgenommen werden können. 

Vorarbeiten dazu, insbesondere zu den rechtlichen, organisatori- 
schen und sozialen Rahmenbedingungen sind gerade erst aufgenom- 
men und lassen keine Aussagen über künftige Stellenumfänge zu. 

Klar ist aber, dass alle eventuellen Maßnahmen in diesem Zusam- 
menhang sozialverträglich gestaltet würden und betriebsbedingte 
Kündigungen ausgeschlossen wären. Dazu verweise ich auch auf die 
entsprechenden mehrfachen öffentlichen Versicherungen des Bun- 
desministers der Verteidigung, Rudolf Scharping, zuletzt anlässlich 
des Rahmenvertrages „Innovation, Investition und Wirtschaftlich- 
keit der Bundeswehr“ vom 15. Dezember 1999. 


46. Abgeordneter 
Paul 
Breuer 

(CDU/CSU) 


Hat der Bundesminister der Verteidigung, 
Rudolf Scharping, in der ARD-Fernsehdiskus- 
sion bei Sabine Christiansen am 21. Novem- 
ber 1999 folgende Aussage zur Lieferung der 
Spürpanzer Fuchs nach Saudi-Arabien ge- 
macht: „Ich weiß nur, dass diese Daten auf- 
geklärt werden müssen, weil offenkundig 
noch nach dem Zahlen dieser Spende der 
damalige Bundesminister der Verteidigung, 
Dr. Gerhard Stoltenberg sich sogar im Parla- 
ment gegen diese Lieferung ausgesprochen 
hat. Was höchst ungewöhnlich wäre zu einem 
Zeitpunkt, in dem der Bundessicherheitsrat 
schon eine anders lautende Entscheidung ge- 
troffen hätte. Wenn er das nämlich gemacht 
hätte, in Kenntnis einer Entscheidung des 
Bundessicherheitsrates, im Parlament etwas 
anderes zu sagen, taucht eine andere Frage 
auf. Das liegt auf der Hand.“? 


Antwort des Bundesministers Rudolf Scharping 
vom 15. Februar 2000 

Ich habe mich in der von Ihnen erw ä hnten Sendung unter der Lei- 
tung von Sabine Christiansen am 21. November 1999 „Scharping 
gegen Schäuble - das Duell“ in der von Ihnen zitierten Weise geäu- 
ßert; das Zitat ist jedoch unvollständig und deshalb gibt es den Sinn 
meiner Äußerung falsch wieder. 

Ich hatte gesagt, dass aufgeklärt werden müsse, was im Umfeld der 
Finanzierung von Parteien geschieht, dass ich aber nicht sagen 
könne, ob das im Zusammenhang mit der damaligen Entscheidung 
steht, Saudi-Arabien zu unterstützen. Ich habe darüber hinaus be- 
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tont, dass auch nach meiner persönlichen Ansicht bei strafrechtlich 
relevanten Vorwürfen jeder bis zum Erweis des Gegenteils als un- 
schuldig zu gelten habe. 


47. Abgeordneter 
Paul 
Breuer 

(CDU/CSU) 


In welchen Gremien des Parlamentes und 
wann soll sich nach Auffassung des Bundesmi- 
nisters der Verteidigung, Rudolf Scharping, 
der damalige Bundesminister der Verteidi- 
gung, Dr. Gerhard Stoltenberg, „noch nach 
dem Zahlen dieser Spende“ (nach Pressebe- 
richten im August 1991) gegen die Lieferung 
der Spürpanzer Fuchs nach Saudi-Arabien 
ausgesprochen haben, obwohl „der Bundessi- 
cherheitsrat schon eine anderslautende Ent- 
scheidung getroffen“ (am 27. Februar 1991) 
haben soll? 


Antwort des Bundesministers Rudolf Scharping 
vom 15. Februar 2000 

Die in Ihrer Frage 46 zitierte Formulierung bezüglich des damaligen 
Bundesministers der Verteidigung, Dr. Gerhard Stoltenberg, ist vor 
diesem Hintergrund zu sehen. In Antworten auf Anfragen des Abge- 
ordneten Norbert Gansei, des Abgeordneten Dr. Burkhard Hirsch 
und auf Kleine Anfragen der Gruppe der PDS ist auch dann jede In- 
formation über Lieferungen des Spürpanzers „Fuchs“ an Saudi-Ara- 
bien unterblieben, wenn danach ausdrücklich gefragt war. Diese 
Antworten gab die damalige Bundesregierung in der Zeit zwischen 
Oktober 1990 und August 1991. Sie unterließ eine Information über 
Saudi-Arabien, listete aber alle anderen Empfängerländer der Anti- 
Irak-Koalition unter detaillierten Angaben von Gerät, Umfang und 
Wert der jeweiligen Lieferungen auf. 


48. Abgeordneter 
Paul 
Breuer 

(CDU/CSU) 


Auf Grund welcher damaligen Aussagen des 
ehemaligen Bundesministers der Verteidigung, 
Dr. Gerhard Stoltenberg, in den Gremien des 
Parlamentes hielt es der heutige Bundesminis- 
ter der Verteidigung, Rudolf Scharping, für 
geboten, in der Fernsehsendung am 21. No- 
vember 1999 die getroffenen Behauptungen in 
der Öffentlichkeit aufzustellen? 


Antwort des Bundesministers Rudolf Scharping 
vom 15. Februar 2000 

Vgl. Antwort auf Frage 47. 


49. Abgeordneter 
Paul 
Breuer 

(CDU/CSU) 


Hält der Bundesminister der Verteidigung, 
Rudolf Scharping, seine Aussagen in der Fern- 
sehsendung auch heute noch aufrecht, oder 
wird er diese gegenüber dem ehemaligen Bun- 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


- 33 - 


Drucksache 14/2816 


desminister der Verteidigung, Dr. Gerhard 
Stoltenberg, öffentlich und in einer befriedi- 
genden Form korrigieren? 


Antwort des Bundesministers Rudolf Scharping 
vom 15. Februar 2000 

Die in der ARD-Sendung aufgeworfenen Fragen halte ich weiterhin 
für klärungsbedürftig und hoffe, dass die Aufklärung der relevanten 
Sachverhalte gelingt. 


50. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Wie oft haben Mitglieder der Bundesregierung 
von November 1982 bis Oktober 1998 Flug- 
zeuge oder Hubschrauber der Bundeswehr 
oder des Bundesgrenzschutzes für Wochen- 
endheimflüge oder zu Flügen zur Wahrneh- 
mung von Parteiveranstaltungen benutzt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 23. Februar 2000 

Der Einsatz von Luftfahrzeugen der Flugbereitschaft des Bundes- 
ministeriums der Verteidigung (BMVg) zur Beförderung von Perso- 
nen des politischen und parlamentarischen Bereichs richtet sich nach 
den entsprechenden und vom Bundeskabinett beschlossenen Richtli- 
nien in der derzeit gültigen Fassung vom 1. April 1998. Anforde- 
rungsberechtigte beantragen gemäß der o. a. Richtlinien den Einsatz 
von Luftfahrzeugen der Flugbereitschaft BMVg für Reisen in Aus- 
übung ihrer amtlichen Tätigkeit, wenn der Zweck der Reise bei 
Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel oder von Kraftfahrzeugen 
nicht erreicht werden kann. Für das Vorliegen der Voraussetzungen 
trägt der Anforderungsberechtigte die Verantwortung; eine Benen- 
nung des Anlasses gegenüber dem BMVg erfolgt nicht. 

Für den Einsatz von Hubschraubern des Bundesgrenzschutzes 
(BGS) gelten entsprechende Bestimmungen („Richtlinie für den Ein- 
satz von Hubschraubern des Bundesgrenzschutzes zur Beförderung 
von Personen des politischen und parlamentarischen Bereichs des 
Bundes und der Länder sowie von Bundesrichtern am Bundesverfas- 
sungsgericht“ vom 8. September 1989); allerdings erfordern die 
Richtlinien für den Einsatz von Hubschraubern des BGS die Benen- 
nung des Reisezwecks bzw. der Benutzungsgründe im Antragsfor- 
mular. Mit der Begründung „Wochendheimflug“ sind keine Flüge 
beim Bundesministerium des Innern (BMI) beantragt worden. 

Die Aufbewahrungsfrist für Flugunterlagen beträgt im BMVg zwei 
Jahre, im BMI zehn Jahre. 

Im Zeitraum von Januar 1998 bis Oktober 1998 haben die damali- 
gen Vorsitzenden der CDU und der CSU an insgesamt 40 Tagen 
Luftfahrzeuge der Flugbereitschaft BMVg gegen Kostenerstattung 
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in Anspruch genommen. Entsprechende Einsätze haben auch für die 
Vorsitzenden von SPD und PDS stattgefunden. 

Anlässlich von Parteiveranstaltungen wurden im Zeitraum von Janu- 
ar 1989 bis Oktober 1998 für Mitglieder der Bundesregierung insge- 
samt 359 Einsätze mit Hubschraubern des BGS gegen Kostenerstat- 
tung durchgeführt. 


5 1 . Abgeordneter Wer hat die Kosten für diese Elüge getragen? 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 23. Februar 2000 

Die notwendigen Mittel für die Plugbereitschaft BMVg werden im 
Verteidigungshaushalt bereitgestellt. Dies umfasst auch die Aufwen- 
dungen für Sonderflüge von Personen des politischen und parlamen- 
tarischen Bereichs. Daher werden den Anforderungsberechtigten - 
mit Ausnahme der Vorsitzenden der im Deutschen Bundestag ver- 
tretenen Parteien - für die Nutzung der Euftfahrzeuge der Plugbe- 
reitschaft BMVg zu Sonderflügen keine Kosten berechnet. 

Pür Sonderflüge der Vorsitzenden der im Deutschen Bundestag ver- 
tretenen Parteien - die diese in ihrer Eigenschaft als Parteivorsitzen- 
de durchführen - werden den jeweiligen Parteien die Kosten der 
1. Klasse des gewerblichen Einienverkehrs, soweit diese angeboten 
wird, im Übrigen die Kosten der Business-Klasse der Deutschen 
Eufthansa in Rechnung gestellt. 

Die Kosten für die in Rede stehenden Elüge mit Hubschraubern des 
BGS gehen grundsätzlich zu Lasten des Bundeshaushaltes. Elüge 
aus Anlass von Parteiveranstaltungen werden den Kostenträgern 
(Parteien) nach den durch das BMI festgelegten Kostensätzen in 
Rechnung gestellt. 


52. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Trifft es zu, dass der ehemalige Bundesminis- 
ter der Pinanzen, Dr. Theodor Waigel, wäh- 
rend seiner Amtszeit an Wochenenden regel- 
mäßig mit Plugzeugen der Bundeswehr den 
Militärflughafen Püssen hat ansteuern lassen, 
obwohl für seinen Wahlkreis Neu-Ulm der 
Plughafen Leipheim näher gelegen gewesen 
wäre? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 23. Fehruar 2000 

Ein „Militärflugplatz Füssen“ existiert nicht; die flugbetriebliche 
Nutzung des Fliegerhorstes Feipheim wurde zum 31. März 1994 
eingestellt. 


53. Abgeordneter Was war der Anlass für diese Flüge und wer 

Hans hat dafür bezahlt? 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 23. Fehruar 2000 

Soweit Bundesminister a. D. Dr. Theodor Waigel Fuftfahrzeuge der 
Flugbereitschaft BMVg in seiner Eigenschaft als Bundesminister in 
Anspruch genommen hat, wurden die entstandenen Kosten aus dem 
Verteidigungshaushalt getragen. Flüge als Parteivorsitzender wurden 
der Partei entsprechend der geltenden Richtlinien in Rechnung ge- 
stellt. 


54. Abgeordneter 

Hansjürgen 

Doss 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass das Wehrbereichsgerätelager der Bundes- 
wehr in Worms-Pfeddersheim infolge von 
Truppenreduzierung und Verkleinerung der 
Territorialen Wehrverwaltung und hier insbe- 
sondere auch der Fagerkapazitäten nicht län- 
ger wirtschaftlich sinnvoll betrieben werden 
kann und deshalb die Aufgabe der Fiegen- 
schaft, die der Gemeinde Pfeddersheim eine 
weitere wirtschaftliche und städtebauliche Ent- 
wicklung ermöglicht, unverzüglich eingeleitet 
werden sollte? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 7. Fehruar 2000 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass das Wehrbereichsgerä- 
telager in Worms-Pfeddersheim in der gegenwärtigen Organisation 
der Bundeswehr wirtschaftlich sinnvoll betrieben wird. 

Die Ihnen bekannte Untersuchung zur Verringerung der Anzahl der 
Wehrbereichsgerätelager ist abgeschlossen. Folgerungen sind da- 
nach allenfalls zu ziehen, wenn die Empfehlungen der Kommission 
„Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr“ vorliegen 
und sich aus ihnen eine Neuordnung der Territorialen Wehrverwal- 
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tung ergeben sollte. Daher besteht bis auf weiteres Bedarf an dem 
Wehrbereichsgerätelager in Worms-Pfeddersheim. 

Dem Anliegen der Stadt Worms und dem eingemeindeten Stadtteil 
Pfeddersheim, durch Aufgabe von Liegenschaften eine weitere wirt- 
schaftliche und städtebauliche Entwicklung zu ermöglichen, wurde 
im Übrigen teilweise dadurch Rechnung getragen, dass im April 
1997 eine Teilfläche von 1,9 ha und im November 1998 eine weitere 
von 5,3 ha der Liegenschaft Worms, Schönauer Straße, abgegeben 
wurden. 


55. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass bei den Standortschießanla- 
gen eine Neustrukturierung erfolgt, und wenn 
ja, welche Grundsätze bzw. Wirtschaftlich- 
keitsberechnungen werden dieser Neustruktu- 
rierung zugrunde gelegt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 4. Februar 2000 

Die Einführung von Simulatoren für die Schießausbildung mit 
Handwaffen und Panzerabwehrhandwaffen verringert die Notwen- 
digkeit von Übungen im scharfen Schuss auf Standortschießanlagen. 
Aus Kostengründen sowie zur Reduzierung von Umweltbelastungen 
werden daher die Standortschießanlagen mittelfristig und flächende- 
ckend auf einen Kernbestand begrenzt. Die verbleibenden Schießan- 
lagen werden dann als Sammelstandortschießanlagen genutzt. Auf 
sie werden mehrere Standorte, die in einem Umkreis von ca. 30 km 
liegen, angewiesen. Bei der Entscheidung über die verbleibenden 
oder zu erhaltenden Schießanlagen haben Kosten- und Wirtschaft- 
lichkeitsgründe eine besondere Rolle gespielt. 


56. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Hat diese Reform Auswirkungen auf die 
Standortschießanlagen in Pfreimd, Cham, Ro- 
ding, Neunburg vorm Wald und Oberviech- 
tach? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 4. Februar 2000 

In der von Ihnen angesprochenen Region werden derzeit noch 
Standortschießanlagen in Pfreimd, Cham, Roding, Neunburg vorm 
Wald, Oberviechtach und Weiden betrieben. Es ist beabsichtigt, die 
Standortschießanlagen in Cham und Neunburg vorm Wald zu schlie- 
ßen. Ob auch eine Standortschießanlage in Weiden oder in Pfreimd 
weiter genutzt werden soll, wird derzeit noch geprüft. Die verblei- 
benden Schießanlagen werden künftig als „Sammelstandortschießan- 
lagen“ für alle Truppenteile der Region betrieben. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-37- 


Drucksache 14/2816 


57. Abgeordneter 

Dr. Werner 

Hoyer 

(F.D.P.) 


Inwiefern unterscheidet sich die medizinische 
Versorgung ehemaliger Berufsoldaten mit ei- 
ner Wehrdienstbeschädigung von der Versor- 
gung von Beamten a. D. mit einer Dienstbe- 
schädigung, und warum entsprechen die medi- 
zinischen Leistungen bei Berufsoldaten a. D. 
mit Wehrdienstbeschädigung im Gegensatz zu 
vergleichbaren Beamten a. D. nicht dem Min- 
deststandard an Leistungen von Beihilfe und 
privater Krankenversicherung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 18. Fehruar 2000 

Die Heilbehandlung wehrdienstbeschädigter ehemaliger Berufssol- 
daten richtet sich nach dem Soldatenversorgungsgesetz (SVG) in 
Verbindung mit den Vorschriften des für die Kriegsopferversorgung 
geltenden Bundesversorgungsgesetzes (BVG). Danach wird für die 
anerkannten Folgen einer Wehrdienstbeschädigung (WDB) freie 
Heilbehandlung gewährt. Ein Wehrdienstbeschädigter mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 50 v. H. (Schwerbe- 
schädigter) hat darüber hinaus grundsätzlich auch Anspruch auf 
freie Heilbehandlung wegen Gesundheitsstörungen, die nicht Folgen 
der WDB sind. Außerdem wird Schwerbeschädigten für ihre Fami- 
lienangehörigen Krankenbehandlung gewährt. Der Anspruch auf 
die Heilbehandlung Wehrdienstbeschädigter wegen Nichtschädi- 
gungsfolgen und die Krankenbehandlung für Familienangehörige 
sind allerdings u. a. ausgeschlossen, wenn der Leistungsempfänger 
ein Einkommen bezieht, das die Jahresarbeitsentgeltgrenze der ge- 
setzlichen Krankenversicherung (zz. 77 400 DM) übersteigt. 

Der Umfang der Heilbehandlung bestimmt sich im Wesentlichen 
nach dem Recht der gesetzlichen Krankenversicherung. Der Wehr- 
dienstbeschädigte erhält einen so genannten Bundesbehandlungs- 
schein und kann sich damit von jedem Arzt, der zur kassenärztlichen 
Versorgung zugelassen oder ermächtigt ist, behandeln lassen. In 
besonders gelagerten Fällen kann die zuständige Verwaltungsbehör- 
de abweichend vom Recht der gesetzlichen Krankenversicherung 
besondere Heilmaßnahmen, z. B. privatärztliche Behandlung oder 
Mehrleistungen bei stationärer Behandlung, zulassen. 

Berufssoldaten im Ruhestand haben neben der genannten Versor- 
gung grundsätzlich Anspruch auf Beihilfe nach den Beihilfevor- 
schriften des Bundes. Der Erstattungssatz beträgt 70 v. H. der beihil- 
fefähigen Aufwendungen. Wegen des Subsidiaritätsprinzips der be- 
amtenrechtlichen Krankenfürsorge sind im Beihilferecht jedoch ge- 
setzliche Ansprüche vorrangig zu verwirklichen. Das gilt auch, wenn 
auf Grund einer anerkannten WDB ein gesetzlicher Anspruch auf 
Heilbehandlung nach dem SVG in Verbindung mit dem BVG be- 
steht. Zwar sehen das SVG und das BVG keine ausdrücklichen Ver- 
pflichtungen vor, die zustehenden Leistungen der Heilbehandlung in 
Anspruch zu nehmen; gleichwohl sind solche gesetzlichen Ansprü- 
che bei der auf Grund der Fürsorgepflicht des Dienstherrn zu ge- 
währenden Beihilfe, gegebenenfalls also fiktiv, zu berücksichtigen. 
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Dies bedeutet aber nicht, dass der wehrdienstbeschädigte ehemalige 
Berufssoldat grundsätzlich keine Beihilfe erhalten kann. Neben der 
Behandlung von Nichtschädigungsfolgen (wenn kein Anspruch auf 
freie Heilbehandlung besteht), für die er als Privatpatient beihilfebe- 
rechtigt ist, kann er ebenso wie ein Pflichtmitglied der gesetzlichen 
Krankenversicherung über die Leistungen nach dem SVG/BVG hin- 
aus zusätzliche Leistungen, z. B. die stationäre Behandlung in einem 
Zweibettzimmer, beanspruchen. Unter Anrechnung der SVG-/BVG- 
Leistung und eines Eigenanteils sind die dann dafür noch verbliebe- 
nen Aufwendungen bei einem Erstattungssatz von 70 v. H. beihilfe- 
fähig. Wird die Behandlung wegen WDB-Eolgen durchgeführt, leh- 
nen die privaten Krankenversicherungen jedoch in der Regel die 
Übernahme der verbleibenden Restkosten ab, weil sie in ihren Ge- 
schäftsbedingungen im Allgemeinen Eeistungen für die Behandlung 
von WDB-Eolgen ausschließen. 

Das Heilverfahren eines durch einen Dienstunfall verletzten ehema- 
ligen Beamten richtet sich nach den Vorschriften des Beamtenversor- 
gungsgesetzes (BeamtVG). Ihm werden die notwendigen und ange- 
messen Kosten der medizinischen Behandlung erstattet. Notwendig 
und angemessen sind die Kosten, die erforderlich sind, um die Eol- 
gen des Dienstunfalls zu beseitigen. Bestehen Zweifel an der Not- 
wendigkeit oder Angemessenheit kann zum Vergleich das Beihilfe- 
recht herangezogen werden. Als notwendig und angemessen werden 
somit die Aufwendungen angesehen, die im Beihilferecht beihilfefä- 
hig sind. Sie werden daher allgemein in dieser Höhe erstattet. 

Neben den Eeistungen für die Dienstunfallfolgen hat der pensio- 
nierte Beamte Anspruch auf Beihüfe nach den Beihilfevorschriften 
für die Behandlung von Gesundheitsstörungen, die nicht Eolgen des 
Dienstunfalls sind, in Höhe von 70 v. H. der beihüfefähigen Aufwen- 
dungen. Wegen der Restkosten kann er eine eventuell bestehende 
private Krankenversicherung in Anspruch nehmen. 

Soweit pensionierte Beamte nicht als freiwillige Mitglieder der ge- 
setzlichen Krankenversicherung angehören, sind sie bei der Arzt- 
wahl nicht an die Bestimmungen der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung gebunden und können sich als Privatpatienten auch von Ärzten 
behandeln lassen, die keine Kassenzulassung haben. 

Obwohl sich die Heilbehandlung wehrdienstbeschädigter ehemaliger 
Soldaten - wie dargestellt - von der beamtenrechtlichen Unfallfür- 
sorge bei einem Dienstunfall unterscheidet, ist deren Umfang mit 
dem Mindeststandard an Eeistungen des Dienstherrn nach den Bei- 
hilfevorschriften durchaus vergleichbar. Auf die Vertragsgestaltung 
der privaten Krankenversicherer mit ihren unterschiedlichen Tarif- 
und Versicherungsbedingungen besteht jedoch keine Einflussmög- 
lichkeit. 


58. Abgeordneter 

Dr. Werner 

Hoyer 

(E.D.P.) 


Wie kann dem Zustand abgeholfen werden, 
dass Berufssoldaten a. D. mit Wehrdienstbe- 
schädigung im Vergleich zu Beamten a. D. bei 
der freien Arztwahl, der Unterbringung in 
Zweibettzimmern, der privatärztlichen Be- 
handlung, der Wahl der Behandlungsmethode 
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und insbesondere der Bezahlung von Rech- 
nungen für Leistungen, bei denen nicht klar 
abgrenzbar ist, ob eine Folge der Wehrdienst- 
beschädigung oder eine andere Ursache zu- 
grunde liegt, deutlich benachteiligt sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 18. Februar 2000 

Eine Änderung der jetzigen Rechtslage, die wegen des weitgehend 
gleichen Leistungsumfangs nicht für notwendig erachtet wird, 
könnte nur durch Abkopplung der freien Heilbehandlung für wehr- 
dienstbeschädigte ehemalige Berufssoldaten vom SVG/BVG herbei- 
geführt werden. Diese liefe aber dem Wesen des sozialen Entschädi- 
gungsrechts und der geschichtlichen Entwicklung des Versorgungs- 
rechts zuwider. Je nach Status des wehrdienstbeschädigten ehemali- 
gen Soldaten würden Heilbehandlungsleistungen nach unterschiedli- 
chen Rechtsgrundlagen und in unterschiedlichem Umfang gewährt. 
Für Schwerbeschädigte, deren Einkommen die Jahresarbeitsentgelts- 
grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht übersteigt, 
würde außerdem die freie Krankenbehandlung für Nichtschädi- 
gungsfolgen und für Famüienangehörige entfallen, weil diese Leis- 
tungen vom Heilbehandlungsanspruch des Wehrdienstbeschädigten 
abgeleitet werden. Nach geltendem Recht werden die Leistungen 
der Heübehandlung an wehrdienstbeschädigte ehemalige Soldaten 
dagegen ohne Rücksicht auf deren Status einheitlich in entsprechen- 
der Anwendung des auch für die Kriegsopferversorgung geltenden 
BVG gewährt. Dieses Recht lässt - wie ausgeführt - in besonderen 
Fällen die Gewährung von Leistungen über den Umfang der Leis- 
tungen an Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung zu. 

Die Loslösung von BVG würde außerdem gegen den einhelligen Be- 
schluss des Deutschen Bundestages verstoßen, nach dem für wehr- 
dienstbeschädigte Soldaten der Bundeswehr und für Kriegsbeschä- 
digte der beiden Weltkriege möglichst weitgehend gleiches Recht zu 
gelten habe. 

Zur Forderung einer Gleichbehandlung mit dienstunf allverletzten 
Beamten und Anwendung der Grundsätze der beamtenrechtlichen 
Unfallfürsorge ist im Übrigen darauf hinzuweisen, dass diese sich le- 
diglich auf den Tatbestand eines Dienstunfalls erstreckt, während 
der WDB-Begriff auch wehrdienstbedingte Erkrankungen und Be- 
schädigungen auf Grund wehrdiensteigentümlicher Verhältnisse um- 
fasst. 

Bei etwaigen Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen WDB-bedingten 
und WDB-unabhängigen Gesundheitsschäden handelt es sich nicht 
um ein rechtliches, sondern um ein medizinisches Problem, das auch 
auf anderen Rechtsgebieten (z. B. Abgrenzung zwischen Folgen 
eines Arbeits- oder Dienstunfalls und davon unabhängiger Erkran- 
kung) besteht und das auch durch eine Gesetzesänderung nicht zu 
lösen wäre. 
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59. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Zu welchem Ergebnis sind die Untersuchun- 
gen hinsichtlich möglicher Auswirkungen der 
vom Bundeskabinett beschlossenen Sparmaß- 
nahmen auf die Bundeswehr gekommen und 
ergeben sich hieraus Folgen für einzelne Bun- 
deswehrstandorte wie den Bundeswehrstand- 
ort Bayreuth, also auf das Verteidigungsbe- 
zirkskommando 67, das II. Luftwaffenausbil- 
dungsregiment und das Kreiswehrersatzamt 
(Antwort der Bundesregierung auf meine 
Schriftliche Frage 29 in Drucksache 14/1494)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 9. Februar 2000 

Mit den Ressortentscheidungen von 1991 bis 1996 wurde über die 
Stationierung der Bundeswehr entschieden. 

Die in die Entscheidungen einbezogenen Standorte der Bundeswehr 
- dazu gehört auch der Standort Bayreuth - sind nach derzeitigem 
Planungsstand stationierungssicher. 

Bis Mitte des Jahres 2000 werden die Ergebnisse der Kommission 
„Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr“ sowie die 
„Eckwerte für die konzeptionelle und planerische Weiterentwick- 
lung der Streitkräfte“ des Generalinspekteurs der Bundeswehr vor- 
liegen. 

Auf Basis dieser Empfehlungen werden möglicherweise Strukturent- 
scheidungen zu treffen sein, die gegebenenfalls die Prüfung von Sta- 
tionierungsorten nach sich ziehen werden. 


60. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Warum verwendet die Bundesmarine vor dem 
Hintergrund der in den letzten Wochen be- 
kannt gewordenen Bedenken gegenüber der 
Anwendung von TBT-haltigen Antifouling- 
Mitteln keine TBT-freien Antifouling-Anstri- 
che? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 21. Fehruar 2000 

Die Verwendung von Tributyltin-haltigen (TBT-haltigen) Antifou- 
lingfarben für Schiffsrümpfe mit einer Länge über 25 Meter ist na- 
tional und international rechtskonform. Wie die nationale und inter- 
nationale Handelsschifffahrt verwendet auch die Bundeswehr für ih- 
re Schiffe diese gesetzlich zugelassenen Farben, um widerstandser- 
höhenden Bewuchs zu verhindern. 
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Die derzeit gebräuchlichen Alternativfarben basieren ebenfalls auf 
Bioziden, zumeist Kupferverbindungen, deren umweltschädigende 
Wirkung jedoch geringer ist als die von TBT. 

Angesichts der Umweltgefährlichkeit von TBT sucht auch die Bun- 
deswehr im Rahmen der wehrtechnischen Forschung seit 1992 nach 
einem Ersatzstoff für TBT in Antifoulingfarben und nach umwelt- 
verträglichen Alternativen. 

Zur praktischen Erprobung hat die Marine seit 1998 in Langzeitver- 
suchen mehrere Schiffe mit alternativen TBT-freien Farben verse- 
hen. Bisher konnte noch nicht abschließend der Nachweis erbracht 
werden, dass diese Farben die über die ökonomischen Anforderun- 
gen der Handelsmarine hinausgehenden Einsatzanforderungen der 
Deutschen Marine hinsichtlich Beweglichkeit und Geschwindigkeit 
ihrer Schiffe über die ununterbrochene Einsatzperiode von minde- 
stens 30 Monaten zwischen zwei planmäßigen Werftliegezeiten er- 
füllen. Erste Ergebnisse werden im Sommer dieses Jahres erwartet. 
Zusätzlich bereitet die Bundeswehr Versuche mit im Sinne der Defi- 
nition der EG-Richtlinien biozidfreien Beschichtungen im Unterwas- 
serschiffsbereich einer Fregatte vor. 

Die Bundeswehr wird ihre Suche nach alternativen Wirkstoffen auch 
in enger Zusammenarbeit mit anderen Ressorts im Sinne des Um- 
weltschutzes konsequent fortsetzen. 

Die Bundesregierung unterstützt initiativ die Forderung nach einem 
möglichst weltweiten Verbot dieser Farben im Rahmen der geplan- 
ten Konvention der „International Maritime Organization“ (IMO). 

Obwohl Schiffe der Streitkräfte mit Hinweis auf die so genannte 
„Bemühungsklausel“ von der neuen Konvention ausgenommen sein 
werden, sieht die Bundesregierung bei Vorliegen positiver Ergeb- 
nisse in allen offenen Fragen keine Hinderungsgründe, dass bei der 
Deutschen Marine TBT-freie Farben oder andere Verfahren verwen- 
det werden. 


6 1 . Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Wieso verwendet die Bundesmarine keine an- 
deren Reinigungssysteme, z. B. mechanische 
Reinigungen, bei den üblicherweise langen 
Liegezeiten von Marineschiffen in Häfen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 21. Februar 2000 

Die mechanische Reinigung eines Schiffsrumpfes unter Wasser er- 
fordert einen hohen zeitlichen, technischen und organisatorischen 
Aufwand und führt nach Erfahrungen der Deutschen Marine meist 
zu wenig befriedigenden Ergebnissen. Dieses Verfahren birgt außer- 
dem die Gefahr einer Aufrauung des Anstrichsystems mit der Folge 
erhöhter Bewuchsanfälligkeit sowie der zusätzlichen Belastung des 
Hafenwassers durch die entfernten absterbenden Organismen und 
gelösten Beschichtungspartikel in sich. Die Liegezeiten in Häfen 
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sind grundsätzlich zu unterscheiden von jenen Werftliegezeiten, in 
denen die Schiffe eingedockt sind. Nur im Dock ist eine nachhaltige 
Reinigung des Unterwasserschiffs ohne Belastung des Hafenwassers 
durchführbar. 


62. Abgeordneter 

Christoph 

Matschie 

(SPD) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Tatsache, dass die US-Navy 
TBT-freie Produkte einsetzt bzw. eine mecha- 
nische Reinigung der Schiffsaußenwände vor- 
nimmt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 21. Fehruar 2000 

Der Bundesregierung ist bekannt, dass die Marine der Vereinigten 
Staaten von Amerika (US-Navy) seit geraumer Zeit anstelle TBT-hal- 
tiger Produkte Antifoulinganstriche überwiegend auf der Basis von 
Kupferverbindungen verwendet, wegen deren ökotoxischen Wirkun- 
gen jedoch das Problem nicht als gelöst ansieht und daher unverän- 
dert nach weiteren Alternativen sucht. 

Bei der US-Navy erfolgt die dadurch häufiger erforderliche mechani- 
sche Reinigung des Schiffsrumpfes unter Wasser durch kommerziel- 
len Tauchereinsatz üblicherweise nur bei sehr großen Einheiten 
(z. B. Flugzeugträger), die lange (bis 10 Jahre) im Wasser bleiben 
und bei denen eine Dockung sehr teuer wäre. Eine mechanische Rei- 
nigung ist erforderlich, wenn es z. B. wegen langer Hafenliegezeiten 
trotz Antifouling-Beschichtung zu einem nennenswerten Bewuchs 
gekommen ist. 


63. Abgeordneter Ist die Nachricht zutreffend, dass das Bundes- 

Thomas ministerium der Verteidigung beabsichtigt, die 

Rachel Standortverwaltung Düren zu privatisieren? 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 18. Fehruar 2000 

Das Bundesministerium der Verteidigung prüft derzeit, in welchem 
Umfang und auf welche Weise die einer Standortverwaltung zuge- 
wiesenen Aufgaben von privaten Anbietern wirtschaftlicher als bis- 
her durch die Bundeswehr selbst wahrgenommen werden können. 
Vorarbeiten dazu, unter welchen rechtlichen, organisatorischen und 
sozialen Rahmenbedingungen, sind gerade erst aufgenommen; aus- 
sagekräftige Informationen sind daher nicht möglich. 
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64. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Welches sind die Gründe für eine mögliche 
Privatisierung, und in welchem zeitlichen Rah- 
men wäre diese beabsichtigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 18. Februar 2000 

Die Wahrnehmung einzelner einer Standortverwaltung obliegenden 
Aufgaben durch private Anbieter ist nicht neu (z. B. Reinigungsar- 
beiten oder Bauunterhalt). Von der zeitlich befristeten, probeweisen 
Privatisierung weiterer Aufgaben verspricht sich das Bundesministe- 
rium der Verteidigung Erkenntnisse zur Verbesserung der Wirt- 
schaftlichkeit der Betreuungs- und Betriebsabläufe sowie zur Kon- 
zentration auf die Kernfähigkeiten der Territorialen Wehrverwal- 
tung. Das Vorhaben ist damit im unmittelbaren Zusammenhang mit 
dem am 15. Dezember 1999 zwischen der Bundesregierung und Un- 
ternehmen der deutschen Industrie abgeschlossenen Rahmenvertrag 
„Innovation, Investition und Wirtschaftlichkeit in der Bundeswehr“ 
zu sehen. Der zeitliche Rahmen des Vorhabens muss so gesteckt 
sein, dass die Erkenntnisse daraus schlüssige Bewertungen zur Wirt- 
schaftlichkeit zulassen. 


65. Abgeordneter 

Thomas 

Rachel 

(CDU/CSU) 


Welche Auswirkungen hätte gegebenenfalls 
eine Privatisierung der Standortverwaltung 
Düren auf die dort beschäftigten Mitarbeiter 
der verschiedenen Bereiche? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 18. Februar 2000 

Auch für eine zeitlich befristete, probeweise Privatisierung von Auf- 
gaben einer Standortverwaltung gilt das im vorgenannten Rahmen- 
vertrag vom 15. Dezember 1999 festgeschriebene Gebot der Sozial- 
verträglichkeit und die Zusicherung, dass betriebsbedingte Kündi- 
gungen ausgeschlossen sind. 


66. Abgeordneter 

Klaus-Peter 

Willsch 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Planungsstand und der vorgese- 
hene zeitliche Ablauf bezüglich der Verlegung 
von Teilen des Flugabwehr-Raketenbataillons 
23 aus der Taunuskaserne im hessischen Hei- 
denrod-Kemel nach dem Bundeswehr-Stand- 
ort Schöneck? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Brigitte Schulte 
vom 18. Fehruar 2000 

Mit den Ressortentscheidungen von 1991 bis 1996 wurde über die 
Stationierung der Bundeswehr entschieden. 

Die in die Entscheidungen einbezogenen Standorte der Bundeswehr 
- dazu gehört auch der Standort Schöneck - sind nach derzeitigem 
Planungsstand stationierungssicher. 

Bis Mitte des Jahres 2000 werden die Ergebnisse der Kommission 
„Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr“ sowie die 
Planungseckwerte des Generalinspekteurs der Bundeswehr vorlie- 
gen. 

Auf Basis dieser Empfehlungen werden möglicherweise Strukturent- 
scheidungen zu treffen sein, die gegebenenfalls die Prüfung von Sta- 
tionierungsorten nach sich ziehen werden. 

Nach derzeitiger Planung ist vorgesehen, die drei in Heidenrod sta- 
tionierten Staffeln der Elugabwehrraketengruppe 42 nach Schöneck 
zu verlegen und danach den Standort Heidenrod aufzugeben. 

Der Beginn der erforderlichen Baumaßnahmen am Zielstandort 
Schöneck wird sich um ca. zwei Jahre verzögern, so dass die ur- 
sprünglich für Ende 2002 geplante Verlegung der drei Staffeln vor- 
aussichtlich erst ca. 2004 erfolgen kann. Die Abgabe der Taunus-Ka- 
serne in Heidenrod in das Allgemeine Grundvermögen des Bundes 
ist daher nunmehr erst ca. 2005 möglich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie, 
Senioren, Frauen und Jugend 


67. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte zur Weiterentwicklung des 
Kinder- und Jugendplans des Bundes (KJP) 
hat die Bundesregierung bisher eingeleitet und 
welche Arbeits- und Zeitplanung besteht hier- 
für? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 23. Fehruar 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Richtlinien des Kinder- und 
Jugendplans des Bundes weiterzuentwickeln. Ziele der Weiterent- 
wicklung des Kinder- und Jugendplans des Bundes sind die Siche- 
rung und Steigerung der Qualität der Jugendarbeit, die Reduzierung 
des Verwaltungsaufwands sowie die Steigerung der Effizienz. Nach 
der Anhörung des Bundesrechnungshofes, der obersten Eandesju- 
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gendbehörden und der Träger der Jugendhilfe sollen die geänderten 
Richtlinien am 1. Januar 2001 in Kraft treten. 


68. Abgeordneter 

Klaus 

Holetschek 

(CDU/CSU) 


Wie wird durch die Bundesregierung die Betei- 
ligung des vor kurzem neu berufenen Bundes- 
jugendkuratoriums an der Weiterentwicklung 
des KJP sichergestellt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 23. Fehruar 2000 

Im Rahmen der vielfältigen Aufgaben des Bundesjugendkuratori- 
ums als politisches Beratungs- und Gestaltungsgremium der Bundes- 
regierung zur Entwicklung von kinder- und jugendpolitischen Leitli- 
nien wird das Bundesjugendkuratorium in den Abstimmungsprozess 
zur Weiterentwicklung des Kinder- und Jugendplans des Bundes ein- 
bezogen. 


69. Abgeordnete 

Ina 

Lenke 

(F.D.P.) 


70. Abgeordnete 

Ina 
Lenke 
(F.D.P.) 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 24. Fehruar 2000 

Die Bundesregierung legt großen Wert darauf, dass der Einsatz von 
Zivildienstleistenden unter Beachtung des Grundsatzes der Arbeits- 
marktneutralität erfolgt. Sie hat deshalb die notwendigen Maßnah- 
men getroffen, dass dieser Grundsatz sowohl bei der Anerkennung 
von Einrichtungen als Zivildienststelle wie auch bei der Durchfüh- 
rung des Zivüdienstes beachtet wird. Damit ist sichergestellt, dass 
durch die Anerkennung von Zivildienstplätzen keine Arbeitsplätze 
vernichtet werden oder die Einrichtung neuer Arbeitsplätze unter- 
bleibt. 

Sofern bei der Durchführung des Zivildienstes Verstöße dieser Art 
festgestellt werden, werden sie vom Bundesamt für den Zivildienst 
geahndet. Jeder missbräuchliche Einsatz von Zivildienstleistenden 
wird nach Bekanntwerden sofort unterbunden. 


Welche Angaben über verwendungszweckwid- 
rigen Missbrauch von Zivildienststellen, somit 
von Verstößen gegen die gesetzlich vorge- 
schriebene Arbeitsmarktneutralität, liegen der 
Bundesregierung vor? 


In welchem Umfang liegt ein solcher verwen- 
dungszweckwidriger Rechtsmissbrauch bei Zi- 
vildienststellen gegenwärtig vor? 
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Bei 187 577 anerkannten Zivildienstplätzen werden jährlich nur rund 
einhundert Verdachtsfälle festgestellt, die sich aber nur zum Teil als 
begründet erweisen. 


71. Abgeordnete Wie viele reguläre Beschäftigungsverhältnisse 

Ina werden dadurch nach Einschätzung der Bun- 

Lenke desregierung blockiert? 

(F.D.P.) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 24. Februar 2000 

Der Fehleinsatz des Zivildienstleistenden wird sofort nach Feststel- 
lung durch das Bundesamt für den Zivildienst unterbunden. 


72. Abgeordneter 

Thomas 

Strohl 

(Heilhronn) 

(CDU/CSU) 


Fiegen der Bundesregierung Erkenntnisse 
über Misshandlungen oder gewaltsame Hand- 
lungen von Pflegerinnen und Pflegern gegen- 
über alten Menschen in privaten oder staatli- 
chen Pflegeheimen vor, und wie stellt sich die 
Bundesregierung dazu? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Edith Niehuis 
vom 14. Fehruar 2000 

Die Bundesregierung nimmt Pressemeldungen über Pflegeskandale 
in Heimen sehr ernst. Eigene Erkenntnisse über Misshandlungen 
oder gewaltsame Handlungen von Pflegerinnen und Pflegern gegen- 
über alten Menschen in privaten oder staatlichen Pflegeheimen lie- 
gen ihr aber nicht vor. Auch auf der Basis der Polizeilichen Krimi- 
nalstatistik lassen sich keine Aussagen über Ausmaß und Art der Ge- 
waltanwendungen gegen ältere Menschen in Heimen treffen, da in 
der Statistik keine Verknüpfung der erfassten Straftaten mit dem Al- 
ter des Opfers erfolgt. 

Seit September 1998 führt das Institut für Kriminologie an der Ju- 
stus-Fiebig-Universität Gießen für die Dauer von drei Jahren die 
Studie „Gewalt gegen alte Menschen in der stationären Pflege - eine 
kriminologische Untersuchung zu Belastungen, Konflikten und Vik- 
timisierungen im Kontext sich wandelnder rechtlicher Vorgaben“ 
durch, aus der Erkenntnisse für die weitere Arbeit zur Bekämpfung 
von Gewalt erwartet werden. 

Außerdem führt das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frau- 
en und Jugend seit 1998 zusammen mit der Fandeshauptstadt Han- 
nover ein dreijähriges Modellprojekt durch, das sich mit dem Schutz 
von Seniorinnen und Senioren im persönlichen Nahraum befasst. 
Ziel des Projektes ist es, auf das sensible Thema Gewalt gegen Ältere 
und Schwächere aufmerksam zu machen, gegen Übergriffe Vorzüge- 
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hen und ihre Ursachen aufzuklären, aber auch gezielte Hilfen für 
Opfer bereitzustellen. Das Thema Gewalt soll enttabuisiert und eine 
größere Sensibilität in der Öffentlichkeit erreicht werden. 

Die Bundesregierung hat Ende 1999 einen Nationalen Aktionsplan 
zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen beschlossen, deren Maß- 
nahmen auch die Zielgruppe der Seniorinnen einschließt. 

Ergänzend wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die Fra- 
gen 90 ff. der Großen Anfrage zur Eebenssituation von Seniorinnen 
und Senioren in der Bundesrepublik Deutschland (Drucksache 
14/1717) verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


73. Abgeordnete 

Ulla 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um die Kostenerstattung bei grenz- 
überschreitenden Krankentransporten in der 
deutsch-niederländischen Grenzregion, die 
teilweise nur gegen Vorkasse vorgenommen 
werden und mit denen derzeit erhebliche Ver- 
waltungshemmnisse verbunden sind, rechtlich 
zu regeln?*) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christa Nickels 
vom 17. Februar 2000 


Die Kostenübernahme bei grenzüberschreitender Eeistungsinan- 
spruchnahme richtet sich grundsätzlich nach der EG-Verordnung 
1408/71. Danach erhalten Versicherte in bestimmten Fällen nach 
Genehmigung durch ihre Krankenkasse Eeistungen im Ausland. 
Diese Genehmigung wird auch die Entscheidung umfassen müssen, 
ob sie die Kostenübernahme für Krankentransporte einschließt. Un- 
terschiede zu Krankentransportfahrten im Inland dürften sich dabei 
nicht ergeben. 

Im Übrigen regelt das Eandesrecht die Voraussetzungen und Bedin- 
gungen von Krankentransporten. Deshalb kann das Bundesministe- 
rium für Gesundheit zu etwaigen mit Krankentransportfahrten ver- 
bundenen Verwaltungshemmnissen nicht Stellung nehmen. 


74. Abgeordnete 

Ulla 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um die zuständigen Eeitstellen zu er- 
mächtigen, bei akuter Eebensgefahr auch pri- 
mär geeignete Rettungsmittel mit schnelleren 
Hilfsfristen aus dem benachbarten Ausland 
anzufordern, und sieht sie insoweit gesetzgebe- 
rischen Handlungsbedarf?*) 


* ) s. hierzu auch Frage 102 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christa Nickels 
vom 17. Februar 2000 

Die Notfallrettung fällt - wie auch der qualifizierte Krankentrans- 
port - in den Kompetenzbereich der Länder. Mit ihren Landesret- 
tungsdienstgesetzen legen die Länder die Rahmenbedingungen für 
die Gestaltung des Rettungsdienstes fest. Für den Fall grenzüber- 
schreitender Vorgänge treffen die Bundesländer Vereinbarungen mit 
den angrenzenden Nachbarländern. So hat nach Kenntnis des 
Bundesministeriums für Gesundheit z. B. eine Grenzland-Arbeits- 
gruppe unter Beteiligung von Vertretern angrenzender niederländi- 
scher Provinzen und der zuständigen Behörden in Nordhein-Westfa- 
len das Muster einer Grenzlandvereinbarung auf örtlicher Ebene 
„Rettungsdienst“ als Empfehlung vereinbart. Die Mustervereinba- 
rung enthält u. a. qualitative Anforderungen an die einzusetzenden 
Rettungsmittel, organisatorische Regelungen sowie die gegenseitige 
Verpflichtung zur Erstattung der angefallen Einsatzkosten. 

Etwaige Engpässe sollen auf Initiative des niederländischen Ministe- 
rie van Binnenlandse Zaken en Koninkrijksrelaties im Einverneh- 
men mit den zuständigen belgischen und deutschen Behörden besei- 
tigt werden. Das Ministerium für Frauen, Jugend, Familie und Ge- 
sundheit des Landes Nordrhein-Westfalen hat diese Absicht begrüßt 
und seine Unterstützung zugesagt. 


75. Abgeordneter 

Thomas 

Strohl 

(Heilhronn) 

(CDU/CSU) 


Gibt es seitens der Bundesregierung eine Stel- 
le, die vor Ort die Situation der alten Men- 
schen in der Pflege begutachtet und den Um- 
gang des Pflegepersonals mit den Pflegebe- 
dürftigen überprüft und die der Bundesregie- 
rung mitgeteilte Erkenntnisse darüber sam- 
melt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christa Nickels 
vom 18. Fehruar 2000 

Seitens der Bundesregierung gibt es eine solche Stelle nicht. Der Ge- 
setzgeber hat im Heimgesetz und im Elften Buch des Sozialgesetzbu- 
ches (SGB XI) Regelungen zur Sicherung der Pflegequalität in den 
Heimen festgelegt. 

Zweck des Heimgesetzes ist es, die Interessen und Bedürfnisse der 
Heimbewohner umfassend zu schützen. In § 9 wird der zuständigen 
Behörde (Heimaufsicht) die Aufgabe zugewiesen, die Heime durch 
wiederkehrende Prüfungen zu überwachen. Hierbei überprüft sie 
insbesondere, ob die Betreuung der Bewohner, auch soweit sie pfle- 
gebedürftig sind, in dem Heim selbst oder in anderer Weise gewähr- 
leistet ist. 

Durch § 80 SGB XI werden die Spitzenverbände der Pflegekassen, 
die Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozial- 
hilfe, die Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände und 
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die Vereinigung der Träger der Pflegeeinrichtungen auf Bundesebe- 
ne verpflichtet, gemeinsam und einheitlich Grundsätze und Maßstä- 
be für die Qualität und die Qualitätssicherung der ambulanten und 
stationären Pflege sowie für das Verfahren zur Durchführung von 
Qualitätsprüfungen zu vereinbaren. Diese Vereinbarungen sind für 
alle Pflegekassen und deren Verbände sowie für die zugelassenen 
Pflegeeinrichtungen unmittelbar verbindlich. Danach sind die zuge- 
lassenen Pflegeeinrichtungen verpflichtet, sich an der Umsetzung 
von Maßnahmen zur Qualitätssicherung zu beteüigen. 

Die Landesverbände der Pflegekassen können den Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung (MDK) oder von ihnen bestellte 
Sachverständige damit beauftragen, die Prüfung der Qualität der 
Leistungen von Pflegeeinrichtungen durch (anlassbezogene) Einzel- 
prüfungen, Stichprobenprüfungen und vergleichende Prüfungen vor- 
zunehmen. Hierbei werden u. a. die Qualität der Pflege, der Versor- 
gungsabläufe und die Pflegeergebnisse überprüft. Dabei findet vor 
Ort auch eine Begutachtung der Situation der alten Menschen in der 
Pflege statt; ebenso wird der Umgang des Pflegepersonals mit den 
Pflegebedürftigen überprüft. Soweit Qualitätsmängel festgestellt wer- 
den, entscheiden die Landesverbände der Pflegekassen nach Anhö- 
rung der Pflegeeinrichtung und einer Vereinigung, der der Träger 
der Einrichtung angehört, welche Maßnahmen zu treffen sind. Sie 
erteilen dem Träger der Einrichtung darüber einen Bescheid und set- 
zen ihm darin zugleich eine angemessene Erist zur Beseitigung der 
festgestellten Mängel. Werden diese Mängel nicht fristgerecht besei- 
tigt, können die Eandesverbände gemeinsam den Versorgungsver- 
trag kündigen. 

Die Bundesregierung hat sich entsprechend den Verabredungen in 
der Koalitionsvereinbarung vorgenommen, gesetzgeberisch im Be- 
reich der Qualitätssicherung tätig zu werden. Es gilt -über die bereits 
im Heimgesetz und im SGB XI vorgesehenen Instrumente hinaus - 
weitere Instrumente zur Qualitätssicherung und Qualitätsverbesse- 
rung zu verankern. In diesem Zusammenhang ist beabsichtigt, eine 
Berichtspflicht sowohl der nach dem Heimgesetz zuständigen Behör- 
de (Heimaufsicht) als auch des Medizinischen Dienstes der Spitzen- 
verbände der Pflegekassen (MDS), der die Berichte der Medizini- 
schen Dienste der Krankenversicherungen zusammenfasst, einzufüh- 
ren. 


76. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Wie oft und auf welche Weise überprüft die 
Bundesregierung die Einhaltung des Pflege- 
schlüssels in den Pflegeheimen? 


77. Abgeordneter 

Thomas 

Strobl 

(Heilbronn) 

(CDU/CSU) 


Eiegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
inwieweit der gesetzlich vorgeschriebene Pfle- 
geschlüssel, von statistisch 2,8 Pflegebedürfti- 
gen auf einen Pfleger, auch tatsächlich einge- 
halten wird, und wenn ja, welche Kenntnisse 
liegen konkret vor? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christa Nickels 
vom 18. Fehruar 2000 

Eine bundeseinheitliche gesetzliche Vorgabe zum Verhältnis zwi- 
schen Pflegebedürftigen und Pflegekräften einer stationären Einrich- 
tung (Pflegeschlüssel) gibt es nicht, vor diesem Hintergrund liegen 
der Bundesregierung keine entsprechenden Erkenntnisse vor. 


78. Abgeordnete 

Annette 

Widmann-Mauz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das im Auf- 
trag des Bundesverbandes der Pharmazeuti- 
schen Industrie erstellte Rechtsgutachten von 
Prof. Dr. Günther Schwerdtfeger, wonach die 
im Rahmen der GKV-Reform 2000 erfolgte 
Neufassung von § 69 SGBV als „ein rechts- 
staatlicher Rückschritt“ bewertet wird, der 
„ohne sachliche Rechtfertigung“ und „in we- 
sentlichen Punkten zugleich verfassungswid- 
rig“ sei? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Christa Nickels 
vom 15. Fehruar 2000 

Es ist zunächst darauf hinzuweisen, dass der Bundesregierung zu 
dem von Ihnen zitierten Rechtsgutachten von Prof. Dr. Günther 
Schwerdtfeger nur eine Kurzfassung vorliegt, die mit dem Titel 
„Thesen aus dem Rechtsgutachten Neufassung des § 69 SGB V im 
Gesetzentwurf GKV Gesundheitsreform 2000 - ein rechtsstaatlicher 
Rückschritt ohne sachliche Rechtfertigung“ überschrieben ist. Die 
von Ihnen angesprochene und auch den vorliegenden Thesen zu ent- 
nehmende Bewertung, bei der im Rahmen der GKV-Gesundheitsre- 
form 2000 erfolgten Neufassung des § 69 SGB V handele es sich um 
einen „rechtsstaatlichen Rückschritt“, der „ohne sachliche Rechtfer- 
tigung“ und „in wesentlichen Punkten zugleich verfassungswidrig“ 
sei, wird von der Bundesregierung nicht geteilt. § 69 SGB V sieht 
vor, dass die Rechtsbeziehungen der gesetzlichen Krankenkassen 
und ihren Verbänden zu den Eeistungserbringern und ihren Verbän- 
den allein sozialversicherungsrechtlicher Natur und nicht privat- 
rechtlicher Natur sind. Die Krankenkassen und ihre Verbände erfül- 
len in diesen Rechtsbeziehungen ihren öffentlich-rechtlichen Versor- 
gungsauftrag. Soweit aus den vorliegenden Thesen ersichtlich unter- 
sucht das Gutachten nicht umfassend diese Wirkungsweise des § 69 
im Zusammenhang des SGB V und den übrigen Rechtsgebieten, 
sondern blendet diesen Regelungszusammenhang aus. Es beschränkt 
sich auch nicht auf Auswirkungen auf Eeistungserbringer in der ge- 
setzlichen Krankenversicherung, sondern wird noch stärker einge- 
grenzt auf direkt oder indirekt betroffene Dritte. Die Perspektive äh- 
nelt insoweit der „Blickrichtung“ der in erster Einie auf Wettbe- 
werbs- und Kartellrecht ausgerichteten Kartellsenate der Zivilge- 
richte. In dieser eingeschränkten Sichtweise erscheinen die Thesen 
lediglich als Resultat der vom Bundesministerium für Gesundheit 
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nicht geteilten verfassungspolitischen Bewertungen von angeblichen 
Einbußen an rechtsstaatlicher Substanz. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


79. Abgeordneter 

Wolfgang 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Schritte hat die Bundesre- 
gierung bereits unternommen, um beim Kraft- 
fahrt-Bundesamt in Flensburg (KBA) ein Re- 
gister für Fahrschulen bzw. Fahrlehrer einzu- 
richten, und verfolgt sie mit der Einrichtung 
eines solchen Registers die Zielsetzung, ein so 
genanntes Gütezeichen für Fahrschulen bzw. 
einzelne Fahrlehrer zu führen, die noch genau- 
er zu bestimmende qualifizierte Mindeststan- 
dards erfüllen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 21. Februar 2000 

Nach § 37 Abs. 2 des Fahrlehrergesetzes hat das Kraftfahrt-Bundes- 
amt im Zentralen Fahrerlaubnisregister zu vermerken, ob ein Fahr- 
erlaubnisinhaber auch Fahrlehrer ist. Außerdem werden im Ver- 
kehrszentralregister näher bestimmte Maßnahmen, Entscheidungen 
und Erklärungen auf dem Gebiet des Fahrlehrerrechts, wie z. B. die 
Entziehung einer Fahrlehrerlaubnis und Ordnungswidrigkeiten nach 
dem Fahrlehrergesetz, eingetragen. Das Zentrale Fahrerlaubnis- 
register befindet sich zz. noch im Aufbau; es ist davon auszugehen, 
dass spätestens bis zum 31. Dezember 2002 alle Inhaber einer Fahr- 
lehrerlaubnis dort registriert sein werden. Damit wird das zz. noch 
auf Papier geführte eigenständige Fahrlehrerregister beim KBA in 
das Zentrale Fahrerlaubnisregister beim KBA integriert. Durch die 
Registrierung wird es ermöglicht, Feststellungen über Bestand, Art 
und Umfang der Erlaubnisse und der amtlichen Anerkennung nach 
dem Fahrlehrergesetz treffen zu können. Außerdem werden so In- 
formationen für die zuständigen Behörden zur Beurteilung der Eig- 
nung und Zuverlässigkeit der Fahrlehrer nach dem Fahrlehrergesetz 
zur Verfügung gestellt. Anders als bei den übrigen Verkehrsteilneh- 
mern wird die Aufsichtsbehörde bei Fahrlehrern vom KBA über je- 
de Eintragung unterrichtet. Die Registrierung ist damit geeignet, die 
hoheitliche Fahrschulüberwachung der Fänder zu unterstützen. Die 
Registrierung bezweckt aber nicht die Einrichtung eines „Gütezei- 
chens für Fahrschulen oder einzelne Fahrlehrer“. Insoweit haben 
die Fahrschulen die Möglichkeit, sich einem von den zuständigen 
Fänderbehörden zu genehmigenden Qualitätssicherungssystem an- 
zuschließen mit der Folge, dass in diesen Fällen die zuständigen Be- 
hörden von einer wiederkehrenden Überwachung absehen können 
(§ 34 Abs. 3 Fahrlehrergesetz). Die Bundesregierung würde es be- 
grüßen, wenn die Berufsverbände der Fahrlehrer ein solches fahr- 
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schulspezifisches Qualitätssicherungssystem, gegebenenfalls verbun- 
den mit einem Gütezeichen für die Fahrschulen, entwickeln würden. 


80. Abgeordneter 
Klaus 
Brähmig 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung das von 
Niedersachsen beantragte weltweite EXPO- 
Projekt „Transrapid im Emsland“ finanziell 
auszustatten, um den technologischen Feldver- 
such während und nach der EXPO 2000 si- 
cherzustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Februar 2000 

Der Bund hält den Weiterbetrieb der Transrapid Versuchsanlage 
Emsland (TVE) zur Sicherstellung des Entwicklungsstandes wie 
auch zur Fortentwicklung und Systemoptimierung der Transrapid- 
technologie für unverzichtbar. An den für den Betrieb der TVE er- 
forderlich werdenden Kosten für das Jahr 2000 in Höhe von etwa 
20 Mio. DM beteiligt sich der Bund daher im Rahmen einer Projekt- 
förderung mit 50%. Über die weitere Finanzierung wird zu einem 
späteren Zeitpunkt zu entscheiden sein. 


8 1 . Abgeordneter 

Klaus 

Brähmig 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, das Hochtech- 
nologieprojekt Transrapid während der EXPO 
2000 mit einem weltweit beachteten „ersten 
Spatenstich“ in die Tat umzusetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Februar 2000 


Nein. 


82. Abgeordneter 

Dirk 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung - unter Bezugnah- 
me auf die Antwort des Parlamentarischen 
Staatsskretärs beim Bundesminister für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen, Lothar 
Ibrügger, auf die schriftliche Frage 42 in 
Drucksache 14/2553, die unzureichend ist, 
weil sie lediglich auf das verweist, was in der 
Fragestellung bereits vermerkt ist - bestätigen, 
dass im Mittelansatz der laufenden Num- 
mer 5 8 der Liste 1 des Investitionsprogramms 
1999 bis 2002, der für die A 250-AS Winsen/ 
Ost bis Lüneburg/Nord bis 2002 6 Mio. DM 
und nach 2002 5,6 Mio. DM ausweist, keine 
Mittel für den Lückenschluss der B 404 ent- 
halten sind, da für diesen Lückenschluss Mit- 
tel in Höhe von ca. 18 Mio. DM notwendig 
sind, und wie soll das Projekt finanziert wer- 
den? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 16. Februar 2000 

Wie Ihnen die Bundesregierung bereits mitgeteilt hat, ist der Lücken- 
schluss der B 404 im Investitionsprogramm 1999 bis 2002 enthalten. 
Es trifft zu, dass mit den dort ausgewiesenen Mitteln die Finanzie- 
rung des Projektes nicht voll gesichert ist. Im Rahmen der flexiblen 
Handhabung des Investitionsprogramms soll versucht werden, den 
Lückenschluss so schnell wie möglich zu verwirklichen. 


83. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, dass Verspätungen im Luftver- 
kehr zu ca. 28 % auf die Flugsicherung zurück- 
zuführen sind und dass 1999 auf alle europä- 
ischen Fluggesellschaften etwa 4 Mrd. DM 
Verspätungskosten zukamen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Februar 2000 

Es ist zutreffend, dass die derzeitigen Verspätungen im Luftverkehr 
zu ca. 28 % von den europäischen Flugsicherungen verursacht wer- 
den. Die Höhe dadurch bedingter Kosten von 4 Mrd. DM kann 
nicht verifiziert werden, da die Berechnungsgrundlage nicht bekannt 
ist. 


84. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung dafür einset- 
zen, EUROCONTROL z. B. durch eine Wei- 
sungsbefugnis gegenüber den nationalen 
Flugsicherungen zu stärken oder andere geeig- 
nete Maßnahmen zu verwirklichen, um die 
Verspätungen im Luftverkehr zu reduzieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Februar 2000 

Die Bundesregierung setzt sich aktiv für Maßnahmen zur Reduzie- 
rung der Verspätungen im Luftverkehr ein. Sie hat das Kapazitäts- 
problem in Europa bereits auf der Sitzung des EU-Verkehrsminister- 
rates am 17. Juni 1999 in Luxemburg auf politischer Ebene themati- 
siert. Durch diese Initiative ist die Vorlage einer Mitteilung der Eu- 
ropäischen Kommission an den Verkehrsministerrat am 9./10. De- 
zember 1999 zur Situation der Flugsicherung in Europa bewirkt 
worden. Gleichzeitig hat die Verkehrskommissarin de Palacio die 
Einrichtung einer „High Level Group“ bekannt gegeben, die bis 
Mitte 2000 konkrete Vorschläge für Verbesserungen im Luftverkehr 
erarbeiten soll. Deutschland wird mit hochrangigen zivilen und mili- 
tärischen Vertretern beteiligt sein. 
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Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung alle Maßnahmen 
zur Stärkung der Organisation EUROCONTROL. So sollen deren 
Beschlüsse durch mehrheitliche Abstimmungsverfahren, die in der 
neuen Konvention festgeschrieben sind, erleichtert sowie durch die 
Mitgliedschaft der Europäischen Union, vertreten durch die Kom- 
mission für die Staaten, verbindlicher werden. 


85. Abgeordneter 

Klaus- Jürgen 
Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung nach dem Aus für die Transrapidstrecke 
Hamburg-Berlin für den Ausbau der „Ameri- 
ka-Linie“ von Uelzen über Stendal nach Ber- 
lin? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 21. Februar 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt zunächst die ICE-Verbindung 
Berlin-Büchen-Hamburg für eine höhere Geschwindigkeit zu er- 
tüchtigen. 


86. Abgeordneter 

Klaus- Jürgen 
Hedrich 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Planung 
für den so genannten „Veerßer Bogen“ wieder 
aufzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 21. Februar 2000 

Bisher gab es keine konkreten Planungen für den Bau des „Veerßer 
Bogens“, so dass diese auch nicht wieder aufgenommen werden kön- 
nen. Die Bundesregierung hält die Option des „Veerßer Bogens“ 
aufrecht. Die Frage nach seiner möglichen Realisierung wird sich 
allerdings erst dann stellen, wenn die 2. Ausbaustufe der Ausbau- 
strecke Uelzen- Stendal (zweigleisiger Streckenausbau) aufgrund der 
Streckenbelastung akut wird. 


87. Abgeordneter 

Klaus- Jürgen 
Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten würden für den Ausbau der 
„Amerika-Linie“ zwischen Uelzen-Stendal- 
Berlin auf eine Geschwindigkeit von 
200 km/h einschließlich des Baus des „Veer- 
ßer Bogens“ anfallen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 21. Februar 2000 

Konkrete Angaben zu den aktuellen Kosten für einen Ausbau der 
Strecke Uelzen-Stendal (VDE 3) für eine Höchstgeschwindigkeit 
von 200 km/h liegen nicht vor, da ein derartiger Ausbau im Bundes- 
verkehrswegeplan 1992 nicht vorgesehen ist. 

Nach überschlägigen Berechnungen der ehemaligen Deutschen Bun- 
desbahn zu Beginn der 90er Jahre wären für einen Ausbau der 
VDE 3 auf Vmax = 200 km/h, zweigleisig elektrifiziert etwa 1,5 Mrd. 
DM anzusetzen. Abzüglich der bisher getätigten Investitionen von 
ca. 525 Mio. DM wären demnach weitere Investitionen in einer 
Größenordnung von mindestens 1,0 Mrd. DM erforderlich. Eerner 
müsste ein Teil der bisherigen Investitionen als verloren angesehen 
werden, da die bestehende Strecke teilweise neu trassiert werden 
müsste. 

88. Abgeordneter Welche Kosten würde der Bau eines dritten 

Klaus-Jürgen Gleises zwischen Hamburg und Uelzen verur- 

Hedrich Sachen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 21. Februar 2000 

Im Zusammenhang mit den Planungen zum Transrapid sind im Bun- 
desministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen keine ver- 
tiefenden Untersuchungen zum dreigleisigen Ausbau der Strecke 
Hamburg-Uelzen durchgeführt worden, so dass entsprechende 
Kostenschätzungen nicht vorliegen. 

Zur Entlastung der verkehrlich stark beanspruchten Schienenver- 
kehrsstrecken im Norden Deutschlands wurde der Ausbau der Kor- 
ridore Hamburg/Bremen-Hannover untersucht. Dabei stellte sich 
die so genannte Y-Trasse als langfristig günstigste Eösung dar und 
wurde der Bundesverkehrswegeplanung zugrunde gelegt. 

Nach Kostenschätzungen der Deutschen Bahn AG würden für den 
Bau eines dritten Gleises zwischen Stelle-Eüneburg Investitions- 
kosten i. H. V. 360 Mio. DM erforderlich werden. 


89. Abgeordneter 

Manfred 

Heise 

(CDU/CSU) 


Ist die Berichterstattung in der „Bild“-Zeitung 
vom 15. Eebruar 2000 zutreffend, wonach das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen zusätzlich 7,4 Mrd. DM 
nach dem 1. Januar 2003, verteilt auf fünf Jah- 
re, in den sechsspurigen Ausbau von stauge- 
fährdeten Autobahnabschnitten investieren 
will, und warum fehlt in der Auflistung des be- 
sagten „Bild“-Artikels die sechsspurige Nord- 
umfahrung des Großen Hörselberges durch 
die Bundesautobahn A 4? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 23. Februar 2000 

Es trifft zu, dass das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen mit dem Anti-Stau-Programm für die Jahre 2003 bis 
2007 zusätzlich insgesamt 7,4 Mrd. DM in die Verkehrsinfrastruktur 
investieren will. Hiervon entfallen auf den Ausbau von Bundesfern- 
straßen 3,7 Mrd. DM, von Schienenwegen 2,8 Mrd. DM und von 
Bundeswasserstraßen 900 Mio. DM. 

Die sechsspurige Nordumfahrung des Großen Hörselberges der 
Bundesautobahn A 4 ist Bestandteil der Verkehrsprojekte Deutsche 
Einheit (VDE). Die Maßnahmen der VDE werden ausschließlich 
und vorrangig im „Normalprogramm“ durch Haushaltsmittel des 
Bundes (Einzelplan 12), auch nach 2002, finanziert. Daher war eine 
Aufnahme dieser Maßnahme in das - aus erwarteten Einnahmen 
der streckenbezogenen Ekw-Gebühr - zusätzlich finanzierte und ab 
dem Jahr 2003 anlaufende „Anti-Stau-Programm“ nicht erforder- 
lich. 


90. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
tun, dass auf den tschechischen Bahnhöfen 
Domazlice und Ceska Kubice monatlich bis 
zu 600 mit ca. 56 000 Tonnen Zement bela- 
dene Güterwaggons auf Ekw umgeschlagen 
werden und diese Ekw dann über das deutsche 
Straßennetz fahren und somit das Straßennetz, 
den Straßenunterbau sowie die dort lebenden 
Menschen in einer nicht vertretbaren Art und 
Weise belasten? 


Antwort des Parlamentariscben Staatssekretärs 
Siegfried Scbeffler 
vom 16. Februar 2000 

Über den in der Frage beschriebenen Vorgang liegen der Bundesre- 
gierung keine eigenen Erkenntnisse vor. Die Bundesregierung sieht 
sich im Übrigen außerstande, im Ausland stattfindende transport- 
wirtschaftliche Vorgänge direkt zu beeinflussen, zumal der grenz- 
überschreitende Lkw-Verkehr nach Auskunft des Bundesamtes für 
Güterverkehr grundsätzlich keine Anlässe zu Beanstandungen gibt. 
Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
wird die Angelegenheit aber gleichwohl bei nächster Gelegenheit ge- 
genüber tschechischen Regierungsstellen zur Sprache bringen und 
sich nach den Gründen für den Umschlag auf Ekw erkundigen. 


9 1 . Abgeordneter 
Norbert 
Königsbofen 

(CDU/CSU) 


Waren Eisenbahnstreckenabschnitte im Ein- 
zugsbereich des Kommunalverbandes Ruhrge- 
biet Bestandteil von Eärmuntersuchungen, auf 
deren Grundlage das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Wohnungswesen die Eiste 
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„Vordringlichste Härtefälle für eine Lärmsa- 
nierung an bestehenden Eisenbahnstrecken“ 
erstellt hat, und wenn ja, warum wurden keine 
Streckenabschnitte aus dem Bereich des Kom- 
munalverbandes Ruhrgebiet in diese Liste auf- 
genommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Februar 2000 

Die Liste „Vordringlichste Härtefälle für eine Lärmsanierung an be- 
stehenden Eisenbahnstrecken“ des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen basiert auf Untersuchungen der Deut- 
schen Bahn AG zur Lärmbelastung im gesamten Hauptstreckennetz 
und damit auch im Einzugsbereich des Kommunalverbandes Ruhr- 
gebiet. Kriterien für eine Aufnahme in der Liste waren nicht eine 
gleichmäßige Verteilung über viele Bezirke kommunaler Verbände, 
sondern vor allem die Höhe der Lärmbelastung in den betrachteten 
Abschnitten und die Bevölkerungsdichte in deren unmittelbarer 
Nachbarschaft. Nach diesen Kriterien konnten im angesprochenen 
Einzugsbereich keine vordringlichsten Härtefälle identifiziert wer- 
den. 


92. Abgeordneter 

Norbert 

Königshofen 

(CDU/CSU) 


Wie groß ist die Differenz zwischen eventuell 
vorhandenen Untersuchungsergebnissen aus 
dem Einzugsbereich des Kommunalverbandes 
Ruhrgebiet und dem Richtwert, der für die 
Aufnahme in die Liste „Vordringlichste Härte- 
fälle für eine Lärmsanierung an bestehenden 
Eisenbahnstrecken“ maßgeblich war? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 10. Februar 2000 

Die Untersuchungen der Deutschen B a hn AG erstreckten sich über 
nahezu 6 400 Abschnitte, bei denen allerdings die Abgrenzungen al- 
ler regionalen und kommunalen Gebietskörperschaften nicht erfasst 
wurden. Insofern kann eine Differenz zwischen einzelnen Ergebnis- 
sen und einem Richtwert nicht angegeben werden. Durch die Ver- 
säumnisse früherer Regierungen zeichnen sich die vordringlichsten 
Härtefälle in der Anlaufphase des Sonderprogramms allerdings 
durch sehr hohe Lärmbelastungen aus, bei denen die maßgebenden 
Beurteilungspegel etwa um 1 5 dB (A) oder mehr über den entspre- 
chenden Grenzwerten für eine Lärmsanierung an Bundesfernstra- 
ßen liegen und die Lärmbelastung somit weit mehr als doppelt so 
hoch ist. 
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93. Abgeordneter 

Winfried 

Mante 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung auch weiterhin die 
Absicht das Projekt der Eisenbahnausbau- 
strecke Berlin-Frankfurt (Oder) - Nr. 29. L 1 1 
- als hoch prioritäre Maßnahme des Investi- 
tionsprogramms für den Ausbau der Bun- 
desschienenwege, Bundesfernverkehrsstraßen 
und Bundeswasserstraßen in den Jahren 1999 
bis 2002 (Stand vom 3. November 1999) in 
vollem Umfang bis 2002 zu realisieren oder 
sind Änderungen vorgesehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 16. Februar 2000 

Die Bundesregierung beabsichtigt weiterhin, den Ausbau der Eisen- 
bahnstrecke als hoch prioritäre Maßnahme in vollem Umfang zu 
realisieren. Änderungen am Umfang der Maßnahmen sind nicht vor- 
gesehen. 


94. Abgeordneter 

Winfried 

Mante 

(SPD) 


Wird die Finanzierung des Anteiles aus dem 
Bundeshaushalt/Deutsche Bahn AG in Höhe 
von 100 Mio. DM bis 2002 entsprechend der 
Bedeutung dieser Strecke im Rahmen der 
transeuropäischen Verkehrsnetze zu den ost- 
europäischen EU-Beitrittskandidaten abgesi- 
chert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 16. Februar 2000 

Die Finanzierung des Anteils aus dem Bundeshaushalt entsprechend 
dem Investitionsprogramm (IP) in Höhe von 100 Mio. DM bis 2002 
wird gesichert. 


95. Abgeordneter 

Winfried 

Mante 

(SPD) 


Wie ist in diesem Zusammenhang der Wider- 
spruch in der Darstellung eines Sprechers der 
Deutschen Bahn AG in der Märkischen Oder- 
zeitung vom 3. Februar 2000, die entsprechen- 
den Mittel zu strecken und damit den Ausbau 
zu verzögern, und in dem Schreiben des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs beim Bundesmi- 
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen, Fothar Ibrügger, vom 26. Januar 2000, 
in dem die Kofinanzierung über den Bundes- 
haushalt bestätigt wird, zu erklären? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 16. Februar 2000 

Bei der Ausbaustrecke Berlin-Frankfurt/Oder-Grenze D/Pl handelt 
es sich um ein länderübergreifendes Projekt, für deren Realisierung 
eine Vereinbarung mit den jeweiligen Nachbarländern erforderlich 
ist. Die Vereinbarung konnte bisher mit der Republik Polen noch 
nicht geschlossen werden. Die eigens dafür eingesetzte ministerielle 
Arbeitsgruppe arbeitet mit dem Ziel, die Vereinbarung noch im Jahr 
2000 abschließen zu können. Aufgrund des Zustandes dieser Strecke 
wurden auf Antrag der Deutschen B a hn AG (DB AG) Unbedenk- 
lichkeitserklärungen des Bundes zum vorzeitigen Baubeginn abgege- 
ben. Diese Maßnahmen wurden bisher durch die DB AG vorfinan- 
ziert. Die DB AG ist hierzu nicht länger bereit. Daher ist beabsich- 
tigt, an der notwendigen Regierungs- und Finanzierungsvereinba- 
rung parallel zu arbeiten, um sicherzustellen, dass die Vorfinanzie- 
rung der DB AG durch Bundesmittel abgelöst werden kann und die 
eingestellten Mittel im IP auch vorausgabt werden können. Insofern 
steht dies nicht im Widerspruch zur Aussage des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Lothar Ibrügger und der Darstellung in der Mär- 
kischen Oderzeitung. 


96. Abgeordnete 

Claudia 

Nolte 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung bestätigen, dass 
die Neutrassierung der B 88/Thüringen im Zu- 
sammenhang mit den Ortsumgehungen von 
Langewiesen und Gehren im Bundesverkehrs- 
wegeplan, Vordringlicher Bedarf, vorgesehen 
war? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 11. Fehruar 2000 

Die Ortsumgehung Ilmenau (B 87) - südlich Langewiesen (B 88) im 
Zuge der B 88 ist im derzeit gültigen Bedarfsplan für Bundesfern- 
straßen in den „Vordringlichen Bedarf ‘ eingestuft. Im weiteren Ver- 
lauf der B 88 ist der den Ort Gehren umgehende Streckenabschnitt 
zwischen südlich Langewiesen (B 88) bis westlich Pennewitz (B 88) 
im Bedarfsplan in den „Weiteren Bedarf“ eingestuft. 


97. Abgeordnete 

Claudia 

Nolte 

(CDU/CSU) 


Kann der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen, Siegfried Scheffler, bestäti- 
gen, dass er im Rahmen einer Wahlkampfver- 
anstaltung der SPD im Vorfeld der Kommu- 
nal- und Europawahlen im Juni 1999 ein ein- 
deutiges „Ja“ zur Neutrassierung der B 88 ver- 
lauten ließ? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 11. Februar 2000 

Ja. 


98. Abgeordnete 

Claudia 

Nolte 

(CDU/CSU) 


Wann wurde diese Baumaßnahme der B 88, 
Neutrassierung, aus dem Vordringlichen Be- 
darf gestrichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 11. Februar 2000 

An der seit 15. Juli 1992 bestehenden Bedarfsplaneinstufung der 
vorgenannten Maßnahmen wurden keine Änderungen vorgenom- 
men. 


99. Abgeordnete 

Claudia 

Nolte 

(CDU/CSU) 


Welche Perspektiven können dieser Region er- 
öffnet werden, um das zu erwartende hohe 
Verkehrsaufkommen nach Fertigstellung der 
Autobahn B71 in den Städten Langewiesen 
und Gehren aufzufangen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 11. Februar 2000 

Für die im Bedarfsplan für Bundesfernstraßen im „Vordringlichen 
Bedarf‘ befindliche Maßnahme Ortsumgehung Ilmenau (B 87) - 
südlich Langewiesen (B 88) im Zuge der B 88 läuft zurzeit das Li- 
nienbestimmungsverfahren. Mit einer Realisierung ist somit frühe- 
stens ab 2003 zu rechnen. 

Eine Neubewertung dieser Maßnahme mit dem Ziel der Einstufung 
in den „Vordringlichen Bedarf‘ kann im Zuge der Fortschreibung 
des Bedarfsplans für Bundesfernstraßen vorgenommen werden. Vor- 
aussetzung hierfür ist, dass die Maßnahme vom Land Thüringen zur 
Bewertung angemeldet wird. 


100. Abgeordneter 
Dr. Peter 
Paziorek 

(CDU/CSU) 


Wie ist der aktuelle Planungsstand der Bau- 
maßnahme B 58 n/B 6 1 n (Nord-Ost-Tangente 
Beckum), und wann ist mit der Realisierung 
zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Februar 2000 

Nach Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen zur Linie für die Nordostumgehung Beckum im 
Zuge der B 58 beginnt jetzt die Erarbeitung des Vorentwurfs. 


101. Abgeordneter 
Dr. Peter 
Paziorek 

(CDU/CSU) 


Wie ist der aktuelle Planungsstand der Bau- 
maßnahme B475n (Neubeckum-Ennigerloh), 
und wann ist mit der Realisierung zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 9. Februar 2000 

Für die Ostumgehung Ennigerloh/Westkirchen und die Ortsumge- 
hung Beckum/Neubeckum im Zuge der B 475 sind derzeit jeweils 
Umweltverträglichkeitsstudien in Arbeit. Das Ergebnis der Untersu- 
chungen soll in diesem Jahr vorliegen. 

Zur Westumgehung Ennigerloh liegen die Unterlagen der Planfest- 
stellungsbehörde zur Beschlussfassung vor. Der Beschluss wird kurz- 
fristig erwartet. 


102. Abgeordnete 

Ulla 

Schmidt 

(Aachen) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung Maßnah- 
men zu ergreifen, um die Befreiung von Stra- 
ßenverkehrsvorschriften und Nutzung von 
funktechnischen Kommunikationseinrichtun- 
gen bei grenzüberschreitenden Einsatzfahrten 
im In- und Ausland einheitlich zu regeln, und 
wenn ja, welche?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 16. Februar 2000 

Die Frage der Inanspruchnahme von Sonderrechten im Straßenver- 
kehr ist eine Teilfrage des Gesamtkomplexes „Funktionierendes Ret- 
tungswesen“. Es ist nicht ratsam, diese Teilfrage herauszulösen und 
vorab gesondert zu behandeln. Vielmehr sollten zunächst die grund- 
legenden rettungsdienstspezifischen Voraussetzungen zwischen den 
Betroffenen geklärt werden. Berührt sind einerseits öffentliche und 
private Dienstleister, andererseits Bund und Eänder in Deutschland 
sowie Zentralstaat und Provinzen/Regionen in Belgien und den Nie- 
derlanden. Das Thema liegt derzeit dem zuständigen Bund-Eänder- 
Ausschuss Rettungswesen zur Beratung vor. Erst danach kann sich 
die Frage nach den Sonderrechten im Straßenverkehr stellen. 


* ) s. hierzu auch Fragen 73,74 
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Schon eine bilaterale Lösung weist erhebliche Schwierigkeiten auf; 
europaweit wäre sie ungleich komplizierter. 

Eine mögliche Regelung braucht dabei auch nicht unbedingt bundes- 
weit zu gelten. Es wäre durchaus vorstellbar, die aufgetretenen Pro- 
bleme auf Grund von Ausnahmegenehmigungen zu lösen. Dies hätte 
den Vorteil größerer Elexibilität und würde es gestatten, fallbezoge- 
ner besonderen Anforderungen auf regionaler Ebene gerecht zu wer- 
den. Eine solche pragmatische Eösung, mit der die Probleme ange- 
messen gelöst werden können, darf bei der Diskussion nicht von 
vornherein ausgeschlossen werden. 


103. Abgeordneter 
Rudolf 
Selters 

(CDU/CSU) 


Welche Planungen hat die Bundesregierung 
nach der Negativ-Entscheidung für eine natio- 
nale Anwendungsstrecke der Magnetbahn 
Transrapid zwischen Hamburg und Berlin für 
die Transrapid-Versuchsanlage Emsland? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 21. Februar 2000 

Die Bundesregierung hält an ihrer Auffassung fest, dass die Magnet- 
schwebebahntechnik für den Industriestandort Deutschland von her- 
ausragender Bedeutung ist und daher auch hier zur Anwendung 
kommen soll. Bund und DB AG werden gemeinsam mit den Bun- 
desländern zügig Alternativstrecken zu der nicht zu realisierenden 
Verbindung Hamburg-Berlin untersuchen. 

Die Durchführung des dezentralen EXPO-Projekts „Transrapid im 
Emsland“ ist sichergestellt. Der Bund beteiligt sich hälftig an den 
Kosten (bezogen auf maximale Jahreskosten von 20 Mio. DM). Von 
dem verbleibenden Rest übernehmen die Industrieunternehmen und 
die DB AG jeweils die Hälfte. 

Spätestens im Oktober 2000, nach der Beendigung der EXPO 2000, 
wird über den Weiterbetrieb der Transrapid Versuchsanlage Ems- 
land (TVE) zu entscheiden sein. 

Der Bund beabsichtigt des Weiteren zur Eortentwicklung der Trans- 
rapidtechnologie vor allem im Hinblick als schnelles Regionalver- 
kehrsmittel einen weiterführenden Eorschungs- und Entwicklungs- 
schwerpunkt unter Einbeziehung der Versuchsanlage Emsland ein- 
zurichten. 


104. Abgeordneter 
Rudolf 
Seiters 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass die Transrapid-Demonstrationsstrecke im 
Emsland ausgebaut und modernisiert werden 
sollte, um jedenfalls dort für den internationa- 
len Bereich und für den Exportmarkt die Vor- 
züge der Magnetbahntechnik möglichst attrak- 
tiv darstellen zu können? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Siegfried Scheffler 
vom 21. Februar 2000 

Auf die Antwort zu Frage 103 wird verwiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


105. Abgeordneter 
Klaus 
Brähmig 

(CDU/CSU) 


Gedenkt die Bundesregierung, während der 
EXPO 2000 Castor-Transporte in die atomare 
Lagerstätte Gorleben bzw. Ahaus durchzufüh- 
ren? 


Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 10. Februar 2000 

Die sog. Castor-Transporte werden nicht von der Bundesregierung, 
sondern von Privaten durchgeführt. Vom Bundesamt für Strahlen- 
schutz (BfS) wurden am 25. Januar 2000 fünf Beförderungsgenehmi- 
gungen für innerdeutsche Transporte zum Brennelement-Zwischen- 
lager Ahaus erteilt. Wann von diesen Genehmigungen Gebrauch ge- 
macht wird, liegt zu aller erst bei den Antragstellern. Die Genehmi- 
gungsinhaber haben einen konkreten Transporttermin unter Beach- 
tung einer sechsmonatigen Vorlauffrist mit den Polizeibehörden der 
Länder abzustimmen. Demnach ist mit einer Wiederaufnahme von 
Transporten nicht vor dem August dieses Jahres zu rechnen. Ob in 
der verbleibenden Zeit während der EXPO bis zum 31. Oktober 
2000 Transporte nach Ahaus durchgeführt werden, hat die Geneh- 
migungsinhaberin mit den Polizeibehörden der betroffenen Länder 
abzustimmen. Da für Transporte zum Zwischenlager Gorleben noch 
keine Beförderungsgenehmigung erteilt wurde, kann zum Transport- 
zeitpunkt keine Aussage gemacht werden. 


106. Abgeordneter 

Dr. Peter 
Paziorek 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Rechtsmeinung, 
dass der einseitige Ausstieg der Bundesrepu- 
blik Deutschland aus der friedlichen Nutzung 
der Kernenergie gegen die vertraglichen Rege- 
lungen des Euratom-Vertrages verstößt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Gila Altmann 

vom 23. Februar 2000 

Nein. Die Bundesregierung hat unter Auswertung aller vorliegenden 
Gutachten neben den verfassungs- und völkerrechtlichen Fragen 
auch die europarechtlichen Fragen des Ausstiegs aus der Atomener- 
gienutzung sorgfältig geprüft und ist zu dem Ergebnis gelangt, dass 
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eine Änderung des Atomgesetzes, die u. a. eine nachträgliche Befris- 
tung der Betriebsgenehmigungen der Atomkraftwerke beinhaltet, in 
rechtlich zulässiger Weise ausgestaltet werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Biidung 
und Forschung 


107. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Wie viele Stellen, aufgeteilt nach den beteilig- 
ten Bundesministerien und Institutionen, sind 
in den jeweiligen Wirtschaftsplänen von der 
Bundesregierung für die Friedensforschung 
und Konfliktprävention in den letzten fünf 
Jahren bereitgestellt worden?*) 


108. Abgeordneter 
Steffen 
Kampeter 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die Planung der von der Bundesre- 
gierung für die Friedensforschung und Kon- 
fliktprävention vorgesehenen Stellen für die 
Jahre 2000 bis 2003 aus, und inwieweit koordi- 
niert die Bundesregierung die Kommunikation 
und Kooperation dieser beteiligten Stellen?*) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Wolf-Michael Catenhusen 
vom 7. Februar 2000 

Ihre Fragen nach den Stellen für Friedensforschung und Konflikt- 
prävention bei den Institutionen der Bundesregierung stößt auf Ab- 
grenzungs- und Zuordnungsschwierigkeiten. Die Einrichtungen der 
Ressorts orientieren ihre Stellen an den Zielen und Zwecken, wie sie 
sich aus den Satzungen oder Arbeitsplänen ergeben und wie sie den 
Wirtschaftsplänen zugrunde gelegt werden. Bei der Stiftung Wissen- 
schaft und Politik z. B. definiert die Satzung die Außen- und Sicher- 
heitspolitik als Aufgabenbereich. Ein mit den Ressorts abgestimmter 
Orientierungsrahmen gliedert die Aufgaben. Friedensforschung und 
Konfliktprävention gehören zu den wissenschaftlich zu untersuchen- 
den Themen, ohne dass diese als Stellenzuordnungsmerkmale in den 
Wirtschaftsplänen ausgewiesen würden. 

In der nachstehenden Tabelle wird der Versuch einer Zuordnung un- 
ternommen. 

Die Konstanz der Nennungen in dem nachgefragten Zeitraum ist 
Ausdruck der Bemühungen der Ministerien, bei aller Breite und res- 
sortspezifischen Ausdifferenzierung der Begriffe „Friedensfor- 
schung und Konfliktprävention“ eine Schärfung und Einengung vor- 
zunehmen. Die Bewegungen in den konkreten, von den Einrichtun- 
gen bearbeiteten Themen können in den Tabellen allerdings auch so 
nicht abgebildet werden. 


* ) s. hierzu auch Frage 3 1 
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Am deutlichsten wird dieses bei den Angaben für die Jahre 2000 bis 
2003. Die von der Bundesregierung formulierten Strategien und Ins- 
trumente der Krisenprävention, der friedlichen Konfliktbeilegung 
und Friedenskonsolidierung werden von den Einrichtungen als Ziel- 
vorgaben ihrer Tätigkeit zugrunde gelegt, aber nicht in Stellenzuord- 
nungskriterien für Wissenschaftler übersetzt. 

Für das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat sich die 
Verpflichtung der Bundesregierung, die Friedensforschung dauer- 
haft zu stärken und zu ihrer politischen und finanziellen Unab- 
hängigkeit beizutragen, in den Ausgaben für die Jahre 2000 bis 
2002 niedergeschlagen; vgl. die Antwort der Bundesregierung zu 
Frage 31. 

Kommunikation und Koordinierung unter den Einrichtungen er- 
folgt nach den für sie verbindlichen Regelwerken und nach Bewilli- 
gungsrecht. 

Nach dieser Maßgabe sind für „Friedensforschung und Konfiiktprä- 
vention“ folgende Stellen bereitgestellt worden bzw. geplant: 

Wissenschaftlerstellen bei Znwendnngsempfängern der Ressorts für 
„Friedensforschnng nnd Konfliktprävention“ 1995 bis 2003 


Ressort/ 

Institution^ 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

BK 

SWP^ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

AA 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

BMI 

BlOst^ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

BMVg 

SWP 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

BlOst 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

IFS 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

IFSH 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

GCMC 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

BMBF 

AFB 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

BMZ 

DIE 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 


* Dazu zählen: 

Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien (BlOst) 

Institut für Sicherheitspolitik (IFS) 

Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik (IFSH) 

George C. Marshall Center for Security Studies (GCMC) 

(Zentrum für Verifikationsaufgaben der Bundeswehr [ZVBw], keine Wissenschaft- 
lerstellen) 

Außenstelle Bonn der Hessischen Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (AFB) 
Deutsches Institut für Entwicklungspolitik GmbH (DIE) 

^ Die SWP forscht und berät Deutschen Bundestag und Bundesregierung in den Be- 
reichen Außen- und Sicherheitspolitik, hierzu gehören auch Themen der Eriedens- 
forschung und Konfliktprävention. Die SWP hat rund 50 wissenschaftliche Mitar- 
heiter. 

^ BlOst herät die Bundesregierung in den Bereichen ostwissenschaftliche und interna- 
tionale Studien. Hierzu gehört auch die Friedensforschung und Konfliktprävention. 
BlOst hat rund 20 wiss. Mitarbeiter. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftiiche Zusammenarbeit und Entwickiung 


109. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat das Bundesministe- 

Carsten rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 

Hübner Entwicklung (BMZ) bezüglich der Planungen 

(PDS) einer Arbeitsgruppe des Bundesministeriums 

des Innern und der Länder, die Vergabe von 
Entwicklungshilfe an die Erfüllung innenpoli- 
tischer Ziele zu koppeln, indem die Vergabe fi- 
nanzieller Hilfen u. a. von der Kooperations- 
bereitschaft von Herkunftsstaaten ausreise- 
pflichtiger Ausländer bei Abschiebungen ab- 
hängig gemacht werden soll, und wie ist es an 
der Erarbeitung des Sanktionskataloges im 
Ealle nichtvorhandener Kooperationsbereit- 
schaft der entsprechenden Staaten beteiligt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Dr. Uschi Eid 

vom 24. Februar 2000 

Die Ständige Konferenz der Innenminister und -Senatoren der Län- 
der hat auf ihrer Sitzung am 18./19. November 1999 in Görlitz im 
Zusammenhang mit der Regelung eines Bleiberechts für Asylbewer- 
ber mit langjährigem Aufenthalt die Einsetzung einer Arbeitsgruppe 
auf Staatssekretärs-Ebene vereinbart, die Vorschläge zur Lösung der 
bestehenden Rückführungsschwierigkeiten erarbeiten soll. 

Die Arbeitsgruppe auf Staatssekretärs-Ebene hat eine Unterarbeits- 
gruppe mit der Vorbereitung konkreter Lösungsvorschläge beauf- 
tragt. Die Arbeitsgruppe hat bislang keine konkreten Maßnahmen 
beschlossen. 


110. Abgeordneter 

Carsten 

Hübner 

(PDS) 


Welche Haltung haben BMZ und Bundesre- 
gierung generell gegenüber einer derartigen 
Koppelung, und wie ist diese in den Verhand- 
lungen zum Nachfolgeabkommen von Lome 
vertreten worden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 

Dr. Uschi Eid 

vom 24. Februar 2000 

Eine derartige Koppelung ist nicht Gegenstand der Verhandlungen 
über ein Lome-Nachfolgeabkommen gewesen. Das neue Abkommen 
der EU mit den AKP-Staaten sieht allerdings einen vertieften Dialog 
auch in Eragen der Migration vor. In diesem Zusammenhang kön- 
nen Verhandlungen über besondere Rückübernahmeabkommen auf- 
genommen werden, falls eine der Vertragsparteien dies wünscht. 
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111. Abgeordneter 

Manfred 

Kolbe 

(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung die weitere 
Bevölkerungsentwicklung der Welt in den 
nächsten 10 Jahren ein? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 14. Februar 2000 

Die Weltbevölkerung wird bis zum Jahr 2010 auf etwa 6,8 Milliar- 
den Menschen angewachsen sein (so: „World population monitoring 
1999“, Herausgeber: VN-Wirtschafts- und Sozialrat, Commission of 
population and development). Zwar verringern sich die Zuwachsra- 
ten (derzeit 1,3% p. a.) allmählich, aber aufgrund der hohen Gebur- 
tenrate in der jüngeren Vergangenheit besitzt das Bevölkerungs- 
wachstum ein „Momentum“, das zu noch immer hohen absoluten 
Zuwächsen (derzeit 78 Millionen Menschen p. a.) führt. Etwa 90% 
des Zuwachses geschieht in den Entwicklungsländern; davon etwa 
ein Viertel in den ärmsten Eändern (den „EDC“). 


112. Abgeordneter 

Manfred 

Kolbe 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die Bundesregierung diese Entwick- 
lung im Zusammenhang zu den Kürzungen 
ihrer Beteiligungen am Bevölkerungsfonds der 
Vereinten Nationen (UNEPA) und der 
Internationalen E amilienplanungsföderation 
(IPPE) im Eplan 23 (Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung) um 50 %? 


Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 14. Februar 2000 

Die Förderung der Basisgesundheitsversorgung und der Familien- 
planung bleibt ungeachtet der bekannten haushaltspolitischen Her- 
ausforderungen ein Schwerpunkt deutscher Entwicklungspolitik. 
Die Zusammenarbeit in diesem Sektor erfolgt nicht nur über die bei- 
den genannten Träger, sondern auch im Rahmen der bilateral-staatli- 
chen Entwicklungszusammenarbeit über die Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau (KfW) und die Deutsche Gesellschaft für Technische Zu- 
sammenarbeit (GTZ) GmbH sowie über eine ganze Reihe weiterer 
multilateraler Organisationen und privater Einrichtungen. Die rela- 
tiv starken Kürzungen der freiwilligen Beiträge an UNEPA und 
IPPE waren trotz hoher Wertschätzung der Arbeit der beiden Orga- 
nisationen erforderlich, da ein sehr hoher Anteil der im Einzelplan 
23 zur Verfügung stehenden Mittel durch Rechtsverpflichtungen ge- 
bunden ist. 


113. Abgeordnete 

Sylvia Ingeborg 
Voß 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


In welchem Umfang und zu welchem Zweck 
fördert die Bundesregierung die Großwildjagd 
in Tansania? 
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Antwort des Staatssekretärs Erich Stather 
vom 21. Februar 2000 

Die Bundesregierung fördert nicht die Großwildjagd in Tansania. 

Die deutsch-tansanische Entwicklungszusammenarbeit strebt an, 
den Schutz und Erhalt von Wildtieren und deren Eebensräumen mit 
deren nachhaltiger Nutzung so zu verbinden, dass ökologische Ent- 
wicklungsziele und gegenwärtige Entwicklungsbedürfnisse der Be- 
völkerung gleichermaßen Berücksichtigung finden. Tansania wird 
mit dem Ziel unterstützt, Wildtiermanagement so zu gestalten, dass 
es den Wildtierschutz optimiert, die lokale Bevölkerung in Planung 
und Durchführung von Managementplänen in wesentlichem Maße 
einbezieht und die aus der Nutzung erzielten Einkünfte zur langfris- 
tigen Einanzierung der Schutzgebiete und zur Verbesserung der Ee- 
bensbedingungen der lokalen Bevölkerung nutzt. Großwüdjagd ist 
eng begrenzt und streng kontrolliert und stellt ein Element im Rah- 
men dieses strategischen Gesamtansatzes dar. Sie findet gegenwärtig 
im Wesentlichen nur im Selous Game Reserve statt. 

Im Einzelnen werden folgende Schutzgebietsvorhaben unterstützt: 
„Wildbewirtschaftung Selous“, „Naturschutz und Anrainerförde- 
rung Katavi-Rukwa“ sowie „Naturschutz und Anrainerförderung 
Saadani“. Darüber hinaus wird im Rahmen des Regierungsbera- 
tungsvorhabens „Beratung kommunale Wildbewirtschaftung“ die 
Wildbehörde dabei unterstützt, ein kommunales Wildbewirtschaf- 
tungsprogramm landesweit einzuführen. Eür diese Vorhaben hat die 
Bundesregierung bisher rund 45 Mio. DM zugesagt. 


Berlin, den 25. Eebruar 2000 
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